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2026 Schweiz EU 

13.03.2026 

An seiner Sitzung vom 13. März 2026 hat der 
Bundesrat die Botschaft über das Paket «Stabi-
lisierung und Weiterentwicklung der Beziehun-
gen Schweiz–EU (Bilaterale III)» zuhanden des 
Parlamentes gutgeheissen. Mit dieser Vorlage 
will der Bundesrat den bewährten bilateralen 
Weg stabilisieren und zukunftsfähig machen. 
Das Paket liegt im Interesse der Schweiz. Es ge-
währleistet die Kontinuität der wirtschaftlichen, 
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Be-
ziehungen zur Europäischen Union, der wich-
tigsten Handelspartnerin der Schweiz. Ange-
sichts der angespannten geopolitischen Lage 
sind stabile und verlässliche Beziehungen zu 
den europäischen Nachbarstaaten von strategi-
scher Bedeutung. 
 
 
Medienmitteilung, 13.03.2026 
 

 

02.03.2026 

Am 2. März 2026 haben Bundespräsident Guy Parmelin und die Präsidentin der Europäischen 
Kommission Ursula von der Leyen in Brüssel die Abkommen des Pakets Schweiz–EU unter-
zeichnet. Die Abkommen wurden am 21. Mai 2025 von den Chefunterhändlern paraphiert und 
am 13. Juni 2025 vom Bundesrat gutgeheissen. Die Botschaft zum Paket Schweiz–EU wird vo-
raussichtlich im März 2026 zuhanden des Parlamentes verabschiedet. 
 
Medienmitteilung, 02.03.2026 
 

11.02.2026 

Der Bundesrat hat am 11. Februar 2026 Anpassungen am 
inländischen Massnahmenpaket zur Sicherung des Lohn-
schutzes im Rahmen des Pakets Schweiz - EU (Bilaterale 
III) beschlossen. Betroffen ist die «Massnahme 14», wel-
che die Sozialpartnerschaft im Betrieb stärkt. Die Anpas-
sungen stützen sich auf die Resultate der Vernehmlas-
sung und sind das Resultat intensiver Gespräche mit den 
Sozialpartnern in den letzten Monaten. Sie fliessen in die 
Botschaft zum Paket Schweiz - EU (Bilaterale III) ein. 
 
Medienmitteilung, 11.02.2026 
 

 

2025 Schweiz EU 

05.12.2025 

An seiner Sitzung vom 5. Dezember 2025 führte der Bun-
desrat eine Diskussion über die Ergebnisse der Vernehm-
lassung zum Paket «Stabilisierung und Weiterentwicklung 
der Beziehungen Schweiz–EU (Bilaterale III)». Der Bun-
desrat stellte fest, dass eine klare Mehrheit der Vernehm-
lassungsteilnehmenden das Paket Schweiz–EU befürwor-
tet. Hinsichtlich der inländischen Umsetzung der Abkom-
men wurden mehrere Klarstellungen und Verbesserungen 
gefordert. Nach eingehender Prüfung dieser Anträge be-
schloss der Bundesrat, gewisse Anpassungen vorzuneh-
men. 
 
Medienmitteilung, 05.12.2025 
 

 

https://www.europa.eda.admin.ch/de/newnsb/HWvQ3sxWQ8hU-xZ4yDnSf
https://www.europa.eda.admin.ch/de/newnsb/LtHL_GZEJHpOXgbaEJQut
https://www.news.admin.ch/de/newnsb/lmnel6ZuZ4EYaTgKwP3vN
https://www.news.admin.ch/de/newnsb/uqY0xLewZcLuWCd2H4p_K
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10.11.2025 

Bundesrat Guy Parmelin und EU-Kommissarin Ekaterina Zaharieva haben am 10. November 
2025 in Bern das Programmabkommen Schweiz-EU unterzeichnet. Als vorgezogener Teil des 
Pakets Schweiz-EU kann das Abkommen damit rückwirkend auf Anfang 2025 vorläufig ange-
wendet werden. Damit ist die Schweiz an Horizon Europe, am Euratom-Programm und am Digital 
Europe Programm assoziiert. Zudem ebnet das Abkommen den Weg für eine Assoziierung an 
ITER, Erasmus+ und EU4Health. 
 
Medienmitteilung, 10.11.2025 
 

15.10.2025 

 
An seiner Sitzung vom 15. Oktober 2025 hat der Bundes-
rat Massnahmen zur Stärkung der Mitwirkung der Kantone 
und des Parlaments an der Aussenpolitik des Bundes im 
Zusammenhang mit dem Paket Schweiz–EU diskutiert. Er 
legte die nächsten Schritte für den Abschluss einer Ver-
einbarung mit den Kantonen und den Ausbau der Informa-
tionsprozesse gegenüber den parlamentarischen Kom-
missionen fest. Die Vorschläge werden in die Botschaft 
aufgenommen, die der Bundesrat dem Parlament voraus-
sichtlich im März 2026 vorlegen wird. 
 
Medienmitteilung, 15.10.2025 
 

 

13.06.2025 

 
Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 13. Juni 2025 
die Abkommen des Pakets zur Stabilisierung und Weiter-
entwicklung der Beziehungen zwischen der Schweiz und 
der Europäischen Union (EU) gutgeheissen und die Ver-
nehmlassung eröffnet. Nachdem die Schweiz im Dezem-
ber 2024 die Verhandlungen mit der EU erfolgreich ab-
schliessen konnte, hat der Bundesrat die Umsetzungsge-
setzgebung, inklusive Begleitmassnahmen, finalisiert. Die 
offenen Fragen in Bezug auf den Lohnschutz, die Zuwan-
derung, den Strom und die Art des Referendums konnten 
in den letzten fünf Monaten entschieden und der Öffent-
lichkeit präsentiert werden. Die Vernehmlassung dauert 
bis zum 31. Oktober 2025. Mit dem Paket strebt der Bun-
desrat eine für die Schweiz massgeschneiderte, sektori-
elle Beteiligung am EU-Binnenmarkt und Kooperationen 
in ausgewählten Bereichen an. In Anbetracht der unruhi-
gen Weltlage sind gute Beziehungen mit den Nachbar-
staaten zentral. 
 
Medienmitteilung, 13.06.2025 
 

 

21.05.2025 

 
Die Chefunterhändler der Schweiz und der Europäischen Union (EU) Patric Franzen und Richard 
Szostak sowie die Schweizer Co-Verhandlungsführenden aus den zuständigen Bundesämtern 
haben am 21. Mai 2025 in Bern die Abkommen des Pakets Schweiz-EU paraphiert. Mit der Pa-
raphierung wurde der Verhandlungsprozess mit der EU formell abgeschlossen. Der Bundesrat 
wird vor dem Sommer über die Gutheissung der Abkommen und die Eröffnung der Vernehmlas-
sung entscheiden und die Texte veröffentlichen. 
 
Medienmitteilung, 21.05.2025 
 

https://www.europa.eda.admin.ch/de/newnsb/_AfAX1ioyLE_IqIi_raOP
https://www.news.admin.ch/de/newnsb/u9OJtulbo74N0VYvqZRF_
https://www.news.admin.ch/de/newnsb/gjJJsduojrsl43zOAsGVq
https://www.europa.eda.admin.ch/de/newnsb/QI6OwddsvshOI9mHQ-Tcl
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14.05.2025 

 
Nachdem der Bundesrat die Schutzklausel in den Ver-
handlungen mit der EU konkretisiert hatte, nahm er am 14. 
Mai 2025 deren inländische Umsetzung zur Kenntnis. Er 
muss die Auslösung der Schutzklausel im Personenfreizü-
gigkeitsabkommen (FZA) prüfen und geeignete Schutz-
massnahmen vorschlagen, wenn etwa die Nettozuwande-
rung, die Arbeitslosigkeit oder der Sozialhilfebezug ge-
wisse Schwellenwerte überschreiten. Zudem kann der 
Bundesrat die Auslösung der Schutzklausel prüfen, wenn 
weitere Indikatoren darauf hindeuten, dass die Personen-
freizügigkeit mit der EU zu schwerwiegenden wirtschaftli-
chen oder sozialen Problemen in der Schweiz führen. 
Diese inländische Umsetzung der Schutzklausel soll in die 
Vernehmlassungsvorlage für das Gesamtpaket mit der EU 
aufgenommen werden. 
 
Medienmitteilung, 14.05.2025 
 

 

30.04.2025 

 
Der Bundesrat hat am 30. April 2025 eine weitere Stand-
ortbestimmung zu den laufenden Arbeiten am Paket 
Schweiz–EU vorgenommen. Er hat entschieden, die völ-
kerrechtlichen Verträge mit der Europäischen Union (EU) 
dem fakultativen Staatsvertragsreferendum zu unterstel-
len. Damit setzt der Bundesrat ein Zeichen der politischen 
Kontinuität und Kohärenz und wahrt den Handlungsspiel-
raum für Parlament und Kantone. Die endgültige Entschei-
dung über die Referendumsart wird im Rahmen der parla-
mentarischen Beratungen erfolgen. 
 
Medienmitteilung, 30.04.2025 
 

 

10.04.2025 

 
An seiner Sitzung vom 9. April 2025 hat der Bundesrat das 
EU-Programmabkommen (EUPA) und die dazugehörigen 
Protokolle in den Bereichen Bildung, Forschung, Innova-
tion und Gesundheit gutgeheissen. Ausserdem hat er 
Bundesrat Guy Parmelin ermächtigt, dieses Abkommen 
zu unterzeichnen. Die Unterzeichnung wird eine rückwir-
kende Assoziierung per 1. Januar 2025 an Horizon Eu-
rope, dem Euratom-Programm und dem Digital Europe 
Programme ermöglichen. Das Abkommen tritt mit der Ra-
tifizierung des Pakets Schweiz-EU in Kraft. 
 
Medienmitteilung, 10.04.2025 
 

 

21.03.2025 

 
Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 21. März 2025 
das Massnahmenpaket zur Sicherung des Lohnschutzes 
verabschiedet. Vierzehn Massnahmen sollen in die Ver-
nehmlassungsvorlage für das Gesamtpaket mit der EU 
aufgenommen werden. Auf 13 dieser Massnahmen haben 
sich die Sozialpartner und die Kantone verständigt. Der 
Bundesrat schlägt eine weitere Massnahme als Teil des 
Gesamtpakets vor. 
 
Medienmitteilung, 21.03.2025 
 

 

https://www.europa.eda.admin.ch/de/newnsb/58NJ5_TX70hMHo_SaSW7L
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2025/4/30/nZPui4ybDJRNFN-qkQtS5
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2025/4/10/105609
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2025/3/21/104603
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2024 Schweiz EU 

20.12.2024 

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 20. Dezember 2024 mit Befriedigung Kenntnis ge-
nommen vom materiellen Abschluss der Verhandlungen zwischen der Schweiz und der Euro-
päischen Union. Er stellt fest, dass die Schweizer Delegation unter der Leitung von Chefunter-
händler Patric Franzen die im Verhandlungsmandat festgesetzten Ziele erreicht hat. Der Bun-
desrat hat die betroffenen Departemente beauftragt, die für einen formellen Abschluss der 
Verhandlungen notwendigen Schritte vorzubereiten. 
Medienmitteilung, 20.12.2024 
 

06.11.2024 

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 6. November 
2024 eine vertiefte Diskussion über den Stand der Ver-
handlungen mit der Europäischen Union (EU) und die 
Arbeiten im Hinblick auf die interne Umsetzung des Pa-
kets geführt. Die Verhandlungen sind bei den meisten 
Dossiers weit fortgeschritten. In den Bereichen Perso-
nenfreizügigkeit, Strom und Schweizer Kohäsionsbei-
trag wird intensiv weiterverhandelt, um übereinstim-
mende Positionen zu erzielen. Bei den internen Umset-
zungsarbeiten und den Gesprächen mit den Kantonen, 
den Sozial- und Wirtschaftspartnern sowie relevanten 
Interessengruppen wurden in mehreren Bereichen 
Fortschritte erzielt.  
 
Medienmitteilung, 06.11.2024 

 

26.06.2024 

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 26. Juni 2024 
eine Standortbestimmung zu den Verhandlungen mit 
der EU und zu den Arbeiten im Hinblick auf die interne 
Umsetzung des Pakets vorgenommen. Die laufenden 
Gespräche zu Schlüsselthemen mit den Interessen-
gruppen in der Schweiz werden weitergeführt. Zudem 
hat der Bundesrat die Arbeiten zur Überführung der ein-
zelnen Paketelemente in das Schweizer Recht einge-
leitet. 
 
Medienmitteilung, 26.06.2024 

 

18.03.2024 

Bundespräsidentin Viola Amherd und EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen ha-
ben am Montag, 18. März 2024, die Verhandlungen zwischen der Schweiz und der EU in An-
wesenheit der Chefunterhändler beider Seiten offiziell eröffnet. 
 
Medienmitteilung, 18.03.2024 

08.03.2024 

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 8. März 2024 
das endgültige Mandat für die Verhandlung mit der EU 
verabschiedet. Das verabschiedete Mandat berück-
sichtigt die Ergebnisse der Konsultation der Aussenpo-
litischen Kommissionen (APK) und anderer interessier-
ten Kommissionen des Parlaments, der Kantone sowie 
die Stellungnahmen der Sozial- und Wirtschaftspartner. 
 
Medienmitteilung, 08.03.2024 

 

2023 Schweiz EU 

15.12.2023 

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 15. Dezember 2023 den Entwurf eines Mandates für 
Verhandlungen mit der EU verabschiedet. Das Mandat enthält die Leitlinien für die Verhand-
lungen. Diese sollen beginnen, sobald das Mandat nach Konsultation des Parlaments und der 
Kantone definitiv verabschiedet worden ist. 

https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/das-eda/aktuell/news.html/content/eda/de/meta/news/2024/12/20/103692.html
https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=103051
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2024/6/26/101654
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2024/3/18/100438
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2024/3/8/100342
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2023/12/15/99463
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2023/12/15/99463
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14.12.2023 
Die Übergangslösung mit der Europäischen Eisenbahnagentur (ERA) wird bis Ende 2024 ver-
längert. Sie ermöglicht gemeinsame Fahrzeugzulassungen und Sicherheitsbescheinigungen 
für den grenzüberschreitenden Personen- und Güterverkehr. 

05.12.2023 

Am 5. Dezember 2023 hat in Bern die 18. Sitzung des Gemischten Ausschusses zum Abkom-
men über die gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewertungen (MRA) stattgefunden. 
Die Schweiz und die EU haben über die Umsetzung des Abkommens und die Entwicklungen 
in der EU-Gesetzgebung gesprochen. 

29.11.2023 

An seiner Sitzung vom 29. November 2023 hat der Bundesrat beschlossen, ab April 2024 den 
Bestand des schweizerischen Kontingents im Rahmen der KFOR mit 20 zusätzlichen Armee-
angehörigen zu verstärken. Der Bestand wird erhöht, um die Transporteinheit zu ersetzen, die 
Österreich im Frühling 2024 von der Mission zurückzieht. Die Zusatzkosten für die Erhöhung 
des Maximalbestands werden durch das Budget des VBS gedeckt. 

22.11.2023 

An seiner Sitzung vom 22. November 2023 hat der Bun-
desrat beschlossen, die im Freizügigkeitsabkommen 
vorgesehene Schutzklausel gegenüber Arbeitskräften 
aus Kroatien auch im nächsten Jahr anzuwenden. Es 
werden gleich viele Bewilligungen zur Verfügung ste-
hen wie im Jahr 2023. 

 

21.11.2023 

Staatssekretär Alexandre Fasel wurde am 21. November 2023 in Brüssel vom Generalsekretär 
des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD), Stefano Sannino, zu den zweimal jährlich 
stattfindenden Konsultationen über die Aussen- und Sicherheitspolitik empfangen. Anlässlich 
dieses Treffens vereinbarten die beiden Gesprächspartner einen strukturierten Dialog über Si-
cherheits- und Verteidigungsfragen mit dem Ziel einzurichten, die Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet zu verstärken. Sie tauschten sich ausserdem über die Zusammenarbeit und Solidarität 
angesichts der aktuellen Krisen sowie über multilaterale Fragen aus. 

13.11.2023 

Staatssekretär Alexandre Fasel reiste am Montag, 13. 
November 2023, nach London, um den jährlichen stra-
tegischen Dialog zwischen der Schweiz und dem Ver-
einigten Königreich zu führen. Er traf sich dort mit Chris-
tian Turner und Peter Wilson, dem Politischen Direktor 
respektive dem Direktor für Europa im britischen Aus-
senministerium. Im Zentrum standen die intensiven und 
vielfältigen bilateralen Beziehungen, das Weltgesche-
hen und europäische Fragen. Der Austausch diente in 
erster Linie dazu, die politische, wirtschaftliche und wis-
senschaftliche Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Ländern zu vertiefen. 

 

08.11.2023 

An seiner Sitzung vom 8. November 2023 prüfte der 
Bundesrat die Ergebnisse der am 27. Oktober 2023 be-
endeten Sondierungsgespräche mit der EU und jene 
der internen Arbeiten. Auf dieser Grundlage beauftragte 
er das EDA, mit Unterstützung der betroffenen Depar-
temente einen Entwurf für ein Verhandlungsmandat zu 
erarbeiten. Er hat die Europäische Kommission über 
seinen Entscheid informiert. 

 

21.09.2023 
11. und letzte Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommis-
sion. 

18.07.2023 

Bundesrat Ignazio Cassis trifft den Vizepräsidenten der EU-Kommission Maroš Šefčovič in 
Brüssel. Gesprächsthema sind die in den Sondierungen erzielten Fortschritte auf technischer 
und diplomatischer Ebene sowie die noch offenen Fragen und die nächsten Schritte, die in den 
kommenden Monaten geklärt werden sollen. 

https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2023/12/14/99418
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2023/12/5/99209
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2023/11/29/99053
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2023/11/22/98790
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2023/11/21/98737
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2023/11/13/98579
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2023/11/13/98579
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2023/11/13/98579
https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/das-eda/aktuell/news.html/content/eda/de/meta/news/2023/11/8/98509.html
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2023/7/18/96725
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21.06.2023 

Der Bundesrat nimmt eine Standortbestim-
mung zur Europapolitik vor und verabschiedet 
die Eckwerte eines Verhandlungsmandats mit 
der EU. 

 

30.05.2023 
10. Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommission: Livia 
Leu, Staatssekretärin des EDA, trifft Juraj Nociar, Kabinettschef des Vizepräsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, in Brüssel. 

20.04.2023 
9. Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommission: Livia 
Leu, Staatssekretärin des EDA, trifft Juraj Nociar, Kabinettschef des Vizepräsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, in Brüssel. 

29.03.2023 
Der Bundesrat beschliesst das weitere Vorge-
hen im Hinblick auf ein Verhandlungsmandat. 

 

15.03.2023 
Bundesrat Ignazio Cassis trifft sich in Bern mit dem Vizepräsidenten der Europäischen Kom-
mission Maroš Šefčovič. 

07.03.2023 
8. Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommission: Livia 
Leu, Staatssekretärin des EDA, trifft Juraj Nociar, Kabinettschef des Vizepräsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, in Brüssel. 

20.01.2023 
7. Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommission: Livia 
Leu, Staatssekretärin des EDA, trifft Juraj Nociar, Kabinettschef des Vizepräsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, in Brüssel. 

2022 Schweiz EU 

22.12.2022 

Die Schweiz und Frankreich haben sich auf eine Lö-
sung für die Besteuerung des Einkommens des Home-
office geeinigt: Ab dem 1. Januar 2023 können pro Jahr 
bis zu 40 Prozent der Arbeitszeit im Homeoffice geleis-
tet werden, ohne dass dies Auswirkungen auf den Staat 
der Besteuerung der Einkommen aus unselbstständi-
ger Erwerbstätigkeit hat – insbesondere für Grenzgän-
gerinnen und Grenzgänger. 

 

22.12.2022 

Bundesrat Maurer hat heute in London seinen briti-
schen Amtskollegen und Finanzminister des UK Je-
remy Hunt getroffen. Sie würdigten die Fortschritte bei 
den Verhandlungen beim Abkommen über die gegen-
seitige Anerkennung im Finanzbereich und stellten des-
sen Finalisierung bis Ende Sommer 2023 in Aussicht. 

 

21.12.2022 

Kroatien gehört ab 1. Januar 2023 zum Schengen-
Raum. Das hat der Rat der Europäischen Union (EU) 
am 8. Dezember 2022 beschlossen. Der Bundesrat hat 
diesen Beschluss übernommen, 

 

21.12.2022 

Der Bundesrat hat eine Aussprache zu den von der EU 
beschlossenen und geplanten Massnahmen zur Re-
duktion des Stromverbrauchs und zur Dämpfung der 
Strompreise geführt. Er hat dabei entschieden, das 
Stromsparziel der EU in der Schweiz auf freiwilliger Ba-
sis zu übernehmen.  

 

14.12.2022 
Am 14. Dezember 2022 hat die 17. Sitzung des Gemischten Ausschusses zum Abkommen 
über die gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewertungen (MRA) stattgefunden.  

https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2023/6/21/95910
https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/das-eda/aktuell/newsuebersicht/2023/europa.html#:~:text=30.05.2023%20%E2%80%93%20Zehnte%20Runde%20der%20Sondierungsgespr%C3%A4che%20zwischen%20Livia%20Leu%20und%20Juraj%20Nociar
https://www.eda.admin.ch/content/eda/de/home/das_eda/aktuell/newsuebersicht/2023/europa.html#:~:text=20.04.2023%20%E2%80%93%209.%20Sondierungsrunde%20zwischen%20Staatssekret%C3%A4rin%20Livia%20Leu%20und%20Juraj%20Nociar%2C%20Kabinettschef%20des%20Vizepr%C3%A4sidenten%20der%20Europ%C3%A4ischen%20Kommission
https://www.eda.admin.ch/content/eda/de/home/das_eda/aktuell/newsuebersicht/2023/europa.html#:~:text=29.03.2023%20%E2%80%93%20Bundesrat%20beschliesst%20das%20weitere%20Vorgehen%20im%20Hinblick%20auf%20ein%20Verhandlungsmandat
https://www.eda.admin.ch/content/eda/de/home/das_eda/aktuell/newsuebersicht/2023/europa.html#:~:text=29.03.2023%20%E2%80%93%20Bundesrat%20beschliesst%20das%20weitere%20Vorgehen%20im%20Hinblick%20auf%20ein%20Verhandlungsmandat
https://www.eda.admin.ch/content/eda/de/home/das_eda/aktuell/newsuebersicht/2023/europa.html#:~:text=15.03.2023%20%E2%80%93%20Schweiz%20und%20EU%20im%20Gespr%C3%A4ch%3A%20Austausch%20%C5%A0ef%C4%8Dovi%C4%8D%20und%20Cassis%20in%20Bern
https://www.eda.admin.ch/content/eda/de/home/das_eda/aktuell/newsuebersicht/2023/europa.html#:~:text=07.03.2023%20%E2%80%93%20Achte%20Runde%20der%20Sondierungsgespr%C3%A4che%3A%20Diverse%20Punkte%20weiter%20besprochen
https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/das-eda/aktuell/newsuebersicht/2023/europa.html#:~:text=20.01.2023%20%E2%80%93%20Siebte%20Runde%20von%20Sondierungsgespr%C3%A4chen%20mit%20der%20EU
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2022/12/22/92381
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2022/12/22/92373
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2022/12/21/92336
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2022/12/21/92331
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2022/12/21/92331
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2022/12/14/92213
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09.12.2022 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 9. Dezember 
den Entwurf des Berichts «Lagebeurteilung Beziehun-
gen Schweiz–EU» beraten. Der Bundesrat kommt im 
Bericht zum Schluss, dass der bilaterale Weg für die 
Schweiz weiterhin die vorteilhafteste Lösung ist. 

 

08.12.2022 

 Kroatien gehört ab 1. Januar 2023 
zum Schengen-Raum. Das hat der 
Rat der Europäischen Union (EU) 
am 8. Dezember 2022 beschlossen. 

02.12.2022 

Der Bundesrat hat die Botschaft sowie den Geset-
zesentwurf zur Teilrevision des Entsendegesetzes ver-
abschiedet. Damit soll die datenschutz-rechtliche 
Grundlage für die Plattform für die elektronische Kom-
munikation zwischen den Organen des Vollzugs der 
flankierenden Massnahmen geschaffen werden. 

 

23.11.2022 

Am 23. November 2022 hat der Bundesrat eine Aus-
sprache über die Beziehungen der Schweiz mit der EU 
geführt. Im Zentrum standen die Ergebnisse der bishe-
rigen Sondierungsgespräche mit der Europäischen 
Kommission. 

 

17.11.2022 

Der Gemischte Ausschuss des Agrarabkommens zwischen der Schweiz und der Europäischen 
Union (EU) hat zwei Beschlüsse zur Aktualisierung des Abkommens unterzeichnet. Darunter 
auch einen Beschluss, der den Schutz weiterer in der Schweiz geschützter Ursprungsbezeich-
nungen (GUB) und geografischer Angaben (GGA) auf die EU ausdehnt. 

16.11.2022 

Im Jahr 2023 wird der Zugang kroatischer Arbeitskräfte 
zum Schweizer Arbeitsmarkt erneut beschränkt. Der 
Bundesrat hat beschlossen, die im FZA vorgesehene 
Schutzklausel anzuwenden. 

 

11.11.2022 
6. Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommission: Livia 
Leu, Staatssekretärin des EDA, trifft Juraj Nociar, Kabinettschef des Vizepräsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, in Brüssel. 

12.10.2022 
5. Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommission: Livia 
Leu, Staatssekretärin des EDA, trifft Juraj Nociar, Kabinettschef des Vizepräsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, in Brüssel. 

11.10.2022 

Zur Stärkung der politischen und inhaltlichen Steuerung 
der Sondierungsgespräche mit der EU hat der Bundes-
rat am 31. August 2022 entschieden, eine Projektorga-
nisation einzusetzen. Diese besteht aus einer Steue-
rungsgruppe, die alle Departemente miteinbezieht, und 
aus einem Sounding Board, das die Kantone, die Sozi-
alpartner und die Wirtschaft einbezieht. 

 

08.09.2022 
4. Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommission: Livia 
Leu, Staatssekretärin des EDA, trifft Juraj Nociar, Kabinettschef des Vizepräsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, in Brüssel. 

31.08.2022 

Zur Stärkung der politischen und inhaltlichen Steuerung 
der Sondierungsgespräche mit der EU hat der Bundes-
rat am 31. August 2022 entschieden, eine Projektorga-
nisation einzusetzen. Diese besteht aus einer Steue-
rungsgruppe, die alle Departemente miteinbezieht, und 
aus einem Sounding Board, das die Kantone, die Sozi-
alpartner und die Wirtschaft einbezieht. 

 

https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/12/9/92139
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/12/9/92139
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2022/12/2/92024
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/11/23/91852
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/11/23/91852
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2022/11/17/91603
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/10/11/90643
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/10/11/90643
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31.08.2022 

Im Rahmen des zweiten Schweizer Beitrags hat der 
Bundesrat die bilateralen Umsetzungsabkommen im 
Bereich der Kohäsion zwischen der Schweiz und Bul-
garien, Estland, Kroatien, Malta, Polen, Rumänien, Un-
garn und Zypern genehmigt.  

 

30.06.2022 

Die Schweiz und die EU haben in Brüssel das Memorandum of Understanding (MoU) betref-
fend den zweiten Schweizer Beitrag an ausgewählte EU-Mitgliedstaaten unterzeichnet. Mit der 
Unterzeichnung dieses MoU wurde ein weiteres wichtiges Etappenziel mit Blick auf eine zügige 
Umsetzung des Beitrags erreicht. 

30.06.2022 
3. Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommission: Livia 
Leu, Staatssekretärin des EDA, trifft Juraj Nociar, Kabinettschef des Vizepräsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, in Brüssel. 

17.06.2022 

Anlässlich seiner europapolitischen Klausur vom 17. 
Juni 2022 wurde der Bundesrat über den Stand der 
Sondierungen zwischen der Schweiz und der EU infor-
miert. Der Bundesrat hat gestützt darauf entschieden, 
die Sondierungen mit der EU zu intensivieren. 

 

27.04.2022 
2. Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommission: Livia 
Leu, Staatssekretärin des EDA, trifft Juraj Nociar, Kabinettschef des Vizepräsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, in Brüssel. 

31.03.2022 
1. Runde der Sondierungsgespräche zwischen der Schweiz und der EU-Kommission: Livia 
Leu, Staatssekretärin des EDA, trifft Juraj Nociar, Kabinettschef des Vizepräsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, in Brüssel. 

28.02.2022 

Angesichts der fortschreitenden Militärintervention 
Russlands in der Ukraine hat der Bundesrat beschlos-
sen, die Sanktionspakete der EU vom 23. und 25. Feb-
ruar zu übernehmen. Die Schweiz bekräftigt ihre Soli-
darität mit der Ukraine und ihrer Bevölkerung; sie liefert 
Hilfsgüter für die nach Polen geflüchteten Menschen. 

 

25.02.2022 

Anlässlich der europapolitischen Klausur vom 23. Feb-
ruar 2022 hat der Bundesrat seine Aussprache über die 
Europapolitik weitergeführt und die Stossrichtung für 
ein Verhandlungspaket mit der EU verabschiedet. Auf 
dieser Grundlage sollen Sondierungsgespräche mit der 
EU aufgenommen werden. 

 

2021 Schweiz EU 

21.12.2021 

Der Direktor für Landverkehr bei der Europäischen Kommission, Kristian Schmidt, und der 
Direktor des Bundesamts für Verkehr (BAV), Peter Füglistaler, haben einen Beschluss zur 
weiteren Zusammenarbeit der Schweiz mit der Europäischen Eisenbahnagentur (ERA) unter-
schrieben. 

24.11.2021 

Die Schweiz arbeitet in ausgewählten Bereichen mit der 
Europäischen Verteidigungsagentur zusammen. Der 
Bundesrat hat eine Vereinbarung genehmigt, die den 
gegenseitigen Schutz von klassifizierten Informationen 
regelt. 

 

24.11.2021 

Am 24. November 2021 hat der Bundesrat das Memo-
randum of Understanding (MoU) mit der EU betreffend 
den zweiten Schweizer Beitrag an ausgewählte EU-Mit-
gliedstaaten genehmigt. Die Verhandlungen über die 
bilateralen Umsetzungs-abkommen mit den Partnerlän-
dern sollen aufgenommen werden. 

 

https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/8/31/90143
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/6/30/89577
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/6/17/89322
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/2/28/87386
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/2/25/87349
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2022/2/25/87349
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/12/21/86607
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/11/24/86049
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2021/11/24/86078
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17.11.2021 

Der Bundesrat hat die Chauffeurverordnung angepasst. 
Damit schafft er mit Blick auf die Integration des neuen 
EU-Rechts in das Landverkehrsabkommen gleichwer-
tige Regelungen mit der EU zu den Arbeits-, Lenk- und 
Ruhezeiten von Berufschauffeusen und -chauffeuren. 
Die meisten Änderungen treten am 1. Januar 2022 in 
Kraft. 

 

15.11.2021 

Am 15. November 2021 ist Bundesrat Ignazio Cassis zu 
einem Treffen mit EU-Kommissar Maroš Šefčovič nach 
Brüssel gereist. Šefčovič ist in der Europäischen Kom-
mission der neue Ansprechpartner der Schweiz. Im 
Zentrum der Gespräche standen die Beziehungen zwi-
schen der Schweiz und der Europäischen Union. 

 

01.11.2021 

Das neue Sozialversicherungsabkommen mit dem UK 
wird ab dem 1. November 2021 vorläufig angewendet. 
Es koordiniert die Sozialversicherungssysteme der bei-
den Vertragsstaaten nachdem das Freizügigkeitsab-
kommen CH-EU infolge des Brexit nicht mehr anwend-
bar ist. 

 

20.10.2021 

Die Schweiz gilt beim EU-Rahmenprogramm für For-
schung und Innovation «Horizon Europe» und bei den 
damit verbundenen Programmen und Initiativen bis auf 
Weiteres als nicht assoziiertes Drittland. Der Bundesrat 
hat das WBF mit der direkten Finanzierung der betroffe-
nen Akteure beauftragt und die dafür notwendigen Kre-
ditverschiebungen genehmigt.  

 

11.08.2021 

Der Bundesrat hat ein neues Sozialversicherungsab-
kommen zwischen der Schweiz und dem UK geneh-
migt. Damit soll die Koordinierung der Sozialversiche-
rungen beider Staaten nach dem Austritt des UK aus 
der EU längerfristig sichergestellt werden.  

 

11.08.2021 

Der Bundesrat hat die Botschaft zum neuen Grenzgän-
ger-Abkommen zwischen der Schweiz und Italien ver-
abschiedet. Das Abkommen verbessert die aktuelle Re-
gelung der Besteuerung von Grenzgängerinnen und 
Grenzgängern deutlich und trägt zum Erhalt der guten 
bilateralen Beziehungen zwischen den beiden Ländern 
bei. 

 

19.07.2021 

Der Gemischte Luftverkehrsausschuss Schweiz-EU hat die Übernahme verschiedener EU-
Rechtsvorschriften durch die Schweiz beschlossen. Angesichts der COVID-19-Pandemie wer-
den die Auflagen für Luftfahrtunternehmen über das Anrecht auf Zeitnischen (Slots) erleichtert. 
Und es werden verschiedene Bestimmungen zur Flug- und Luftsicherheit übernommen. Die 
neuen Vorschriften treten am 1. August 2021 in Kraft. 

01.07.2021 
Die Schweiz und die EU anerkennen die Gleichwertigkeit der Passagierrechte im öffentlichen 
Verkehr. Der Gemischte Landverkehrsausschusses Schweiz/EU hat die entsprechenden Re-
gelungen in den Anhang des Landverkehrsabkommens aufgenommen. 

https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/11/17/85910
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2021/11/15/85874
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/11/1/85669
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/10/20/85522
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/10/20/85522
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/8/11/84662
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/8/11/84662
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/8/11/84671
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/8/11/84671
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/7/19/84481
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2021/7/1/84290
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30.06.2021 

Der Bundesrat hat die Botschaft zum Abkommen zwi-
schen der Schweiz und dem UK über die Mobilität von 
Dienstleistungserbringern (Services Mobility Agree-
ment, SMA) verabschiedet. Mit dem Abkommen wird 
der gegenseitige erleichterte Zugang für Dienstleis-
tungserbringer nach dem Wegfall des Freizügigkeitsab-
kommens zwischen der Schweiz und dem UK sicherge-
stellt. 

 

26.05.2021 

Der Bundesrat hat das Resultat der Verhandlungen 
über das Institutionelle Abkommen (InstA) einer Ge-
samtevaluation unterzogen. Er ist zum Schluss gekom-
men, dass zwischen der Schweiz und der EU in zentra-
len Bereichen dieses Abkommens weiterhin substanti-
elle Differenzen bestehen. Er hat entschieden, das In-
stA nicht zu unterzeichnen und diesen Entscheid der 
EU heute mitgeteilt. Die Verhandlungen über den Ent-
wurf des InstA sind somit beendet. Der Bundesrat sieht 
es aber im gemeinsamen Interesse der Schweiz und 
der EU, die bewährte bilaterale Zusammenarbeit zu si-
chern und die bestehenden Abkommen konsequent 
weiterzuführen.  

 

04.01.2021 

Aufgrund des Austritts aus der EU hat das Vereinigte 
Königreich (UK) mit der Schweiz eine Vereinbarung un-
terzeichnet, die den Handel mit Bio-Produkten zwi-
schen beiden Ländern neu regelt. Bisher war dies Be-
standteil des Agrarabkommens zwischen der Schweiz 
und der EU. Die bilaterale Vereinbarung ist Anfang Jahr 
in Kraft getreten. 

 

2020 Schweiz EU 

29.12.2020 

Mit dem Ende der Übergangsperiode nach dem Brexit 
verlieren die bilateralen Verträge Schweiz–EU ihre Gül-
tigkeit in Bezug auf das Vereinigte Königreich (UK). An 
ihrer Stelle werden ab dem 1. Januar 2021 eine Reihe 
von Nachfolge-abkommen angewendet, welche die 
Schweiz im Rahmen ihrer «Mind the gap»-Strategie (in-
klusive «Mind the gap Plus») mit dem UK ausgehandelt 
hat. Der Grossteil der geltenden Rechte und Pflichten 
zwischen den beiden Staaten bleibt damit erhalten.  

 

18.12.2020 

Die Staatssekretärin des Eidgenössischen Departe-
ments für auswärtige Angelegenheiten Livia Leu und 
Unterstaatssekretär Ivan Scalfarotto haben ein Abkom-
men zur Vereinfachung der radiometrischen Kontrollen 
beim Export von Metallprodukten unterzeichnet. Damit 
entfallen die Strahlenschutz-Messungen an der Grenze 
beim Export von Metallprodukten. 

 

14.12.2020 

Bundesrat Guy Parmelin und Elizabeth Truss, Ministe-
rin für internationalen Handel des UK haben in London 
das Abkommen über die Mobilität von Dienstleistungs-
erbringern (Services Mobility Agreement, SMA) unter-
zeichnet. Das Abkommen sichert der Schweiz und 
Grossbritannien den gegenseitigen, erleichterten Zu-
gang für Dienstleistungserbringer ab 1. Januar 2021. 

 

https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/6/30/84271
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/6/30/84271
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/eda/de/meta/news/2021/5/26/83705
https://www.eda.admin.ch/europa/de/home/aktuell/medienmitteilungen.html/content/europa/de/meta/news/2021/1/4/81853
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04.12.2020 

Der Bundesrat hat ein Abkommen über die Mobilität von 
Dienstleistungserbringern zwischen der Schweiz und 
UK genehmigt. Nach dem Wegfall des Freizügigkeits-
abkommens ab 1. Januar 2021 wird auf diese Weise 
eine drohende Lücke geschlossen. 

 

27.09.2020 

Das Schweizer Volk und die Mehrheit der Kantone ha-
ben die Eidgenössische Volksinitiative «Für eine mass-
volle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)» mit 61,7% 
Nein zu 38,3% Ja abgelehnt. Die Stimmbeteiligung be-
trug 59,47%. 

 

01.07.2020  
Deutschland übernimmt für sechs 
Monate die EU-Ratspräsident-
schaft. 

11.06.2020 

Das Parlament hat einen Verpflichtungskredit zur Wei-
terentwicklung des Schengen/Dublin-Besitzstands be-
willigt. Es geht um die Investition in Informationssys-
teme für die Sicherheit im Schengen-Raum. 

 

31.01.2020  
Das Vereinigte Königreich tritt aus 
der EU aus, eine Übergangsfrist 
läuft bis am 31.12.2020. 

01.01.2020 
Inkrafttreten des Abkommens über die Verknüpfung der Emissionshandelssysteme (EHS), 
welches der Schweiz und der EU den Handel von CO2-Emissionsrechten erlaubt. 

01.01.2020  
Kroatien übernimmt für sechs Mo-
nate die EU-Ratspräsidentschaft. 

2019 Schweiz EU 

31.10.2019 
Die Schweiz und Grossbritannien haben ein Abkom-
men über die Koordination der Sozialversicherungen 
unterzeichnet. 

 

04.09.2019 

Der Bundesrat hat dem Parlament eine Botschaft zu ei-
nem Verpflichtungskredit zur Weiterentwicklung des 
Schengen/Dublin-Besitzstands überwiesen. Es geht 
um die Investition in Informationssysteme für die Si-
cherheit im Schengen-Raum. 

 

16.07.2019  

Das Europäische Parlament hat die 
Deutsche Ursula von der Leyen, ein 
Mitglied der Europäischen Volks-
partei (EVP), mit 383 Stimmen zu 
327 Stimmen bei 22 Enthaltungen 
zur Präsidentin der Europäischen 
Kommission gewählt. 

10.07.2019 
Die Schweiz und Grossbritannien haben ein Abkom-
men über die Zulassung zum jeweiligen Arbeitsmarkt 
unterzeichnet. 

 

01.07.2019  Finnland übernimmt für sechs Mo-
nate die EU-Ratspräsidentschaft. 
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27.06.2019 
Die Schweiz und die EU haben ein Abkommen über die Polizeizusammenarbeit (Prümer Be-
schlüsse) sowie ein Protokoll über den Zugriff der Schweizer Behörden auf die Eurodac Da-
tenbank unterzeichnet. 

07.06.2019 

Der Bundesrat lehnt in seiner Botschaft ans Parlament 
die Volksinitiative "Für eine massvolle Zuwanderung 
(Begrenzungsinitiative)" ohne Gegenentwurf 
ab.               

 

07.06.2019 

Der Bundesrat hat den Bericht über die Konsultationen 
zum institutionellen Abkommen Schweiz-EU, welche im 
Dezember 2018 beschlossen wurden, genehmigt. Er 
verlangt Klärungen. 

 

22.03.2019 

Der Bundesrat hat beschlossen, dass Staatsangehö-
rige aus dem UK bei der Einreise in die Schweiz ab dem 
Zeitpunkt des Austritts des Vereinigten Königreichs aus 
der EU (Brexit)  von der Visumspflicht befreit sind. 

 

25.02.2019 

Staatssekretär Mario Gattiker hat gemeinsam mit sei-
nem britischen Amtskollegen, dem Parlamentarischen 
Staatssekretär Christopher Heaton-Harris, das Abkom-
men über die Rechte der Bürgerinnen und Bürger un-
terzeichnet, um diese auch nach dem Austritt des Ver-
einigten Königreichs aus der EU (Brexit)  zu sichern. 

 

13.02.2019 

Der Bundesrat hat über die Regelung der Kontingente 
von britischen Staatsangehörigen im Falle eines unge-
ordneten Austritts des Vereinigten Königreichs aus der 
EU entschieden. Er will die engen bilateralen Beziehun-
gen zum Vereinigten Königreich auch nach dem Austritt 
des Vereinigten Königreichs aus der EU (Brexit) sicher-
stellen. 

 

11.02.2019 

Bundesrat Guy Parmelin und der britische Minister für 
internationalen Handel Liam Fox haben ein bilaterales 
Handelsabkommen unterzeichnet. Damit stellen die 
Schweiz und das Vereinigte Königreich die Beibehal-
tung der Wirtschafts- und Handelsbeziehungen nach 
dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU 
(Brexit) sicher. 

 

31.01.2019  

Die EU hat definitive Schutzmass-
nahmen in Form von Zollkontingen-
ten auf die Einfuhren von Stahler-
zeugnissen aus Drittstaaten erlas-
sen. Auch Stahleinfuhren aus der 
Schweiz in die EU sind von den 
Massnahmen betroffen. 

30.01.2019 

Der Bundesrat hat entschieden, dass die neuen Daten-
schutzbestimmungen für die Bearbeitung von Perso-
nendaten im Bereich der Schengener Zusammenarbeit 
in Strafsachen ab dem 1. März 2019 gelten. Damit er-
füllt er die Verpflichtungen der Schweiz bei der Weiter-
entwicklung des Schengen-Besitzstands und ermög-
licht auch weiterhin eine effiziente Bekämpfung der in-
ternationalen Kriminalität und des Terrorismus. 
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25.01.2019 

Bundespräsident Ueli Maurer hat mit dem britischen 
Schatzkanzler Philip Hammond ein Abkommen betref-
fend die Direktversicherung mit Ausnahme der Lebens-
versicherung und mit der britischen Botschafterin Jane 
Owen ein Strassenverkehrsabkommen unterzeichnet. 
Damit ist eine lückenlose Weiterführung der heutigen 
Regelungen in diesen Bereichen auch nach dem Aus-
tritt des Vereinigten Königreichs aus der EU (Brexit) si-
chergestellt. 

 

01.01.2019  Rumänien übernimmt für sechs Mo-
nate die EU-Ratspräsidentschaft. 

2018 Schweiz EU 

17.12.2018  

Die EU-Kommission hat entschie-
den, die Anerkennung der Gleich-
wertigkeit der Schweizer Gesetzge-
bung gemäss Artikel 23 MiFIR (Ver-
ordnung über Märkte für Finanzin-
strumente) auf weitere sechs Mo-
nate auszudehnen. 

17.12.2018 

Bundesrätin Doris Leuthard und ihr britischer Amtskol-
lege, Verkehrsminister Chris Grayling, haben ein neues 
Luftverkehrsabkommen ausgehandelt. Beim Abkom-
men geht es um die gegenseitige Sicherung der beste-
henden Verkehrsrechte, um eine reibungslose Weiter-
führung der heutigen Regelungen zwischen der 
Schweiz und dem Vereinigten König reich nach dessen 
Austritt aus der EU (Brexit) zu garantieren. 

 

14.12.2018 

Der Bundesrat hat den Text eines Handelsabkommens 
mit dem Vereinigten Königreich verabschiedet, mit dem 
die bestehenden Wirtschafts- und Handelsbeziehungen 
auch nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs 
aus der EU (Brexit) fortgesetzt werden sollen. 

 

7.12.2018 
Der Bundesrat hat das Ende der Verhandlungen über 
ein künftiges institutionelles Abkommen und entschie-
den, die Meinungen der betroffenen Kreise einzuholen. 

 

30.11.2018 

Der Bundesrat hat die Botschaft zur Änderung des Heil-
mittelgesetzes und Humanforschungsgesetzes verab-
schiedet. Dieser soll die Sicherheit und Qualität von Me-
dizinprodukten und damit die Patientensicherheit in der 
Schweiz verbessern. 

 

31.10.2018 

Der Bundesrat verabschiedete ein landwirtschaftliches 
Verordnungspaket welches unter anderem ein neues 
System für die Kontrolle von Landwirtschaftsbetrieben 
mit sich bringt. 

 

28.9.2018 
Der Bundesrat Kontingente für Drittstaaten und Dienst-
leistungserbringer der EU/EFTA-Staaten festgelegt, 
welche ab dem 1. Januar 2019 gelten werden. 

 

28.9.2018 

Nach einer Vernehmlassung mit weitgehend positiven 
Rückmeldungen hat der Bundesrat die Botschaft zum 
zweiten Schweizer Beitrag an ausgewählte EU-Mit-
gliedstaaten gutgeheissen. 
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15.9.2018 

Der Bundesrat hat die Verordnungen über die Zusam-
menarbeit mit anderen europäischen Staaten zum 
Schutz der Schengenaussengrenzen und über den 
Vollzug von Weg- und Ausweisungen angepasst. 

 

5.9.2018 

Der Bundesrat hat einen Zusatzbericht zur Gesamt-
schau zur mittelfristigen Weiterentwicklung der Agrar-
politik verabschiedet. Die in der Gesamtschau darge-
stellten hypothetischen Grenzöffnungsszenarien hatten 
zu Fehlinterpretationen und Missverständnissen ge-
führt. Mit dem Zusatzbericht werden diese nun geklärt. 

 

22.8.2018 
Der Bundesrat hat beschlossen, das Kooperationsabkommen zwischen der Schweiz und Eu-
ropol um den erweiterten Europol-Deliktskatalog zu ergänzen. 

17.7.2018 

Die Schweiz hat die Zusatzvereinbarung über die Be-
teiligung am europäischen Fonds für die innere Sicher-
heit (ISF-Grenze) ratifiziert. Er trägt dazu bei, die Effizi-
enz der Kontrollen und den Schutz der Schengen-Aus-
sengrenzen zu verbessern. 

 

1.7.2018  Österreich übernimmt für sechs Mo-
nate die EU-Ratspräsidentschaft. 

1.7.2018 

Inkrafttreten des Gesetzes und der Verordnungen zur 
Umsetzung des Verfassungsartikels über die Regulie-
rung der Einwanderung (Artikel 121a der Verfassung). 
Für dessen Umsetzung gilt die Verpflichtung, offene 
Stellen zu kommunizieren. Davon betroffen sind Be-
rufskategorien mit einer schweizerischen Arbeitslosen-
quote von mindestens 8%. Dieser Schwellenwert wird 
ab dem 1. Januar 2020 auf 5% gesenkt. 

 

25.5.2018 
Die Schweiz hat mit der EU eine Beteiligung an der polizeilichen Zusammenarbeit im Rahmen 
der Prümer Beschlüsse paraphiert, welche den Kampf gegen internationale Kriminalität und 
Terrorismus verbessert. 

18.4.2018 

Der Bundesrat hat erneut die Ventilklausel für Bulgarien 
und Rumänien verlängert. Ab dem 1. Juni 2018 werden 
Erwerbstätige aus diesen Staaten, die eine  Aufent-
haltsbewilligung (Ausweis B) beantragen, während 12 
Monaten nur beschränkt Zugang zum Schweizer Ar-
beitsmarkt haben 

 

1.7.2018  Bulgarien übernimmt für sechs Mo-
nate die EU-Ratspräsidentschaft. 

2017 Schweiz EU 

22.12.2017 

Die Schweiz und die EU haben das Abkommen über die gegenseitige Anerkennung von Kon-
formitätsbewertungen (MRA) aktualisiert. Mit dieser Anpassung kann der gegenseitige Markt-
zugang in den Sektoren Medizinprodukte, persönliche Schutzausrüstungen, Gasverbrauchs-
einrichtungen und Seilbahnen aufrechterhalten werden. 

21.12.2017  

Die EU-Kommission hat entschie-
den, die Anerkennung der Gleich-
wertigkeit der Schweizer Gesetzge-
bung gemäss Artikel 23 MiFIR (Ver-
ordnung über Märkte für Finanzin-
strumente) auf ein Jahr zu befristen. 
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20.12.2017 

Der Bundesrat hat den Bericht zum Postulat Bourgeois 
vom 20. Dezember 2011 über die „Auswirkungen der 
Energiepolitik der EU-Staaten auf die Versorgungssi-
cherheit mit Elektrizität und die Wettbewerbsfähigkeit 
der Schweiz“ verabschiedet. 

 

8.12.2017 

Der Bundesrat hat entschieden, wie das Gesetz zur 
Umsetzung des Verfassungsartikels zur Steuerung der 
Zuwanderung (Art. 121a BV) auf Verordnungsebene 
umgesetzt wird. 

 

23.11.2017 
Die Schweiz und die EU haben ein Abkommen über den Handel mit Emissionszertifikaten un-
terzeichnet, das es der Schweiz und der EU erlaubt, ihre Handelssysteme für CO2-Emissions-
rechte (Emissions Trading System, ETS) zu verknüpfen. 

23.11.2017 

Der Bundesrat hat sich dafür ausgesprochen, einen 
weiteren autonomen Schweizer Beitrag zur Verringe-
rung der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten 
an ausgewählte EU-Staaten zu leisten. Während einer 
Laufzeit von 10 Jahren sollen 1,302 Mrd. CHF in kon-
krete Projekte investiert werden. 

 

23.11.2017 

Bundespräsidentin Doris Leuthard hat in Bern den EU-Kommissionspräsidenten Jean-Claude 
Juncker empfangen. Sie haben eine positive Bilanz über die in diesem Jahr erzielten Fort-
schritte in den bilateralen Beziehungen Schweiz–EU gezogen und die nächsten Schritte fest-
gelegt. 

22.11.2017 

Die Schweiz und die EU haben das Protokoll zu Eurodac paraphiert, welches den schweizeri-
schen Strafverfolgungsbehörden Zugriff auf die Eurodac-Datenbank ermöglicht. Diese verfügt 
über ein automatisches Identifizierungssystem für Fingerabdrücke von Personen, die in einem 
Dublin-Staat ein Asylgesucht eingereicht haben. 

6.10.2017 

Die Schweiz hat eine von EU und EFTA gemeinsam er-
arbeitete «Declaration on eGovernment» unterzeich-
net. Die Deklaration enthält fünft zentrale Prinzipien für 
E-Government und soll als Leitfaden zur Weiterentwick-
lung dienen. 

 

29.9.2017 

Der Bundesrat hat eine pragmatische Lösung zur Um-
setzung der EU-Waffenrichtlinie in die Vernehmlassung 
geschickt. Diese schöpft den bestehenden Spielraum 
aus und trägt der Tradition des schweizerischen 
Schiesswesens Rechnung. 

 

12.9.2017 
Die Schweiz hat in Lissabon eine Vereinbarung zur Vertiefung der Zusammenarbeit mit der 
europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht (EBDD) unterzeichnet. Sie er-
möglicht der Schweiz den direkten Zugang zum europäischen Expertennetzwerk. 

6.9.2017 

Der Bundesrat hat die Vernehmlassung zur Steuervor-
lage 17 eröffnet. Die Vorlage leistet einen entscheiden-
den Beitrag zu einem attraktiven Standort und damit zu-
gunsten von Wertschöpfung. 

 

23.8.2017 

Der Bundesrat hat eine Änderung der Verordnung über 
die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmer beschlos-
sen. Die Mindestzahl der Kontrollen bei den flankieren-
den Massnahmen auf Einhaltung der Lohn- und Ar-
beitsbedingungen wird erhöht. 
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28.7.2017 

Die Schweiz und die EU haben das Abkommen über die gegenseitige Anerkennung von Kon-
formitätsbewertungen (MRA) aktualisiert. Dadurch kann der Marktzugang in Sektoren, in de-
nen die technischen Vorschriften in der Schweiz und in der EU revidiert wurden, aufrechterhal-
ten werden. 

1.7.2017  Estland übernimmt für sechs Mo-
nate die EU-Ratspräsidentschaft. 

1.6.2017 

Das Bundesgesetz über die Zusammenarbeit mit den 
Staaten Osteuropas (BG Ost) ist in Kraft getreten. Das 
BG Ost wurde am 30. September 2016 vom Parlament 
verabschiedet. 

 

10.5.2017 

Der Bundesrat ruft die Ventilklausel an für Bulgarien 
und Rumänien. Ab dem 1. Juni 2017 werden Erwerbs-
tätige aus diesen Staaten, die eine  Aufenthaltsbewilli-
gung (Ausweis B) beantragen, während 12 Monaten 
nur beschränkt Zugang zum Schweizer Arbeitsmarkt 
haben. 

 

28.4.2017 
Unterzeichnung einer Verwaltungsvereinbarung, die eine intensivere Zusammenarbeit bei der 
humanitären Hilfe und beim Bevölkerungsschutz in der Schweiz und im Ausland ermöglicht 

26.4.2017 

Der Bundesrat verzichtet auf einen Gegenentwurf zur 
Initiative «Raus aus der Sackgasse! Verzicht auf die 
Wiedereinführung von Zuwanderungskontingenten» 
(Rasa-Initiative). 

 

6.4.2017 
Bundespräsidentin Doris Leuthard und EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker ha-
ben sich in Brüssel auf eine Wiederaufnahme der Verhandlungen über alle hängigen Dossiers 
verständigt. 

1.4.2017 
Staatssekretärin Pascale Baeriswyl folgt auf Staatssek-
retär Jacques de Watteville, der die Verhandlungen mit 
der EU bis anhin koordiniert hat. 

 

29.3.2017  

Das Vereinigte Königreich hat der 
EU die Auslösung von Art. 50 EUV 
mitgeteilt. Damit ist eine zweijährige 
Frist für die Austrittsverhandlungen 
mit der EU angelaufen. 

12.2.2017 
Die Schweizer Bevölkerung hat mit 59,1% Nein-Stim-
men das «Unternehmenssteuerreformgesetz III» abge-
lehnt. 

 

1.1.2017 
Inkrafttreten des Protokolls III zum FZA zur Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf Kroa-
tien sowie des AIA-Abkommens zwischen der Schweiz und der EU 

1.1.2017  Malta übernimmt für sechs Monate 
die EU-Ratspräsidentschaft 
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2016 Schweiz EU 

21.12.2016 

Der Bundesrat hat beschlossen, zwei Varianten für ei-
nen Gegenentwurf zur Rasa-Initiative («Raus aus der 
Sackgasse! Verzicht auf die Wiedereinführung von Zu-
wanderungskontingenten») für die Vernehmlassung zu 
erarbeiten. Die Rasa-Initiative will die Ergebnisse der 
Abstimmung vom 9.2.2014 rückgängig machen und die 
Zuwanderungsbestimmungen (Art. 121a BV und Art. 
197 Ziff. 11 BV) ersatzlos aus der Verfassung streichen. 

 

16.12.2016 

Der Bundesrat hat das Protokoll III zur Ausdehnung der 
Personenfreizügigkeit auf Kroatien ratifiziert. Damit ist 
auch die Voraussetzung für die Teilnahme der Schweiz 
als vollassoziiertes Mitglied am EU-Forschungspro-
gramm «Horizon 2020» ab 1.1.2017 erfüllt. 

 

19.10.2016  

Die slowakische EU-Ratspräsident-
schaft hat der Schweiz den Erhalt 
des Schreibens bestätigt, in dem die 
Schweiz mitgeteilt hatte, dass das 
von der Schweiz 1992 gestellte Bei-
trittsgesuchs als zurückgezogen zu 
betrachten sei. 

19.9.2016 

Bundespräsident Johann Schneider-Ammann und EU-Kommissionspräsident Jean-Claude 
Juncker haben sich in Zürich getroffen. Der Bundespräsident bekräftigte, dass die Schweiz 
einer rechtlichen Verknüpfung zwischen den Dossiers Zuwanderung und Institutionelles nicht 
zustimmen könne. 

7.9.2016 
Der Bundesrat hat die Übergangslösung 2014–2016 für die projektweise Beteiligung der 
Schweiz am europäischen Mobilitätsprogramm „Erasmus+“ um ein Jahr verlängert. 

27.7.2016 

Die Schweiz hat der EU-Ratspräsidentschaft in einem 
Schreiben mitgeteilt, dass das von der Schweiz 1992 
gestellte Beitrittsgesuch als zurückgezogen zu betrach-
ten ist. 

 

16.7.2016 
Bei einem Treffen haben Bundespräsident Johann N. Schneider-Ammann und EU-Kommissi-
onspräsident Jean-Claude Juncker beschlossen, die technischen Diskussionen über eine ein-
vernehmliche Lösung bei der Umsetzung von Art. 121a BV zu intensivieren. 

5.7.2016 
Der Observatoriumsbericht des SECO zur Personen-
freizügigkeit zeigt für 2015 eine leichte Schwächung der 
Zuwanderung auf (71‘000, wovon 67% aus der EU). 

 

23./24.6.2016  

Die Bevölkerung des Vereinigten 
Königreichs hat in einem Referen-
dum entschieden, aus der Europäi-
schen Union austreten zu wollen. 

25.5.2016 

Der Bundesrat hat die Totalrevision der Gütertransport-
verordnung gutgeheissen und diese zusammen mit 
dem Gütertransportgesetz auf den 1. Juli 2016 in Kraft 
gesetzt. Die Rückerstattung der Leistungsabhängigen 
Schwerverkehrsabgabe (LSVA) im Vor- und Nachlauf 
des kombinierten Verkehrs wird auf den 1. Januar 2017 
um 10% gekürzt. 
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12.5.2016 

Die Kontrolltätigkeit zur Umsetzung der Flankierenden 
Massnahmen zum freien Personenverkehr Schweiz–
EU wurde laut SECO-Bericht im Jahr 2015 weiter inten-
siviert und die nationalen Kontrollziele deutlich übertrof-
fen. Die in der Schweiz geltenden Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen wurden durch die kontrollierten Betriebe 
mehrheitlich eingehalten. 

 

4.5.2016 

Der Bundesrat hat den Ergebnisbericht zu der von Ok-
tober 2014 bis Januar 2015 durchgeführten Vernehm-
lassung zum Bundesbeschluss über die volle Strom-
marktöffnung zur Kenntnis genommen. Aufgrund der 
kontroversen Vernehmlassungsantworten will er mit der 
vollen Öffnung des schweizerischen Strommarkts zu-
warten. 

 

13.4.2016 

Am 1. Juni 2016 fallen die Übergangsbestimmungen 
der Personenfreizügigkeit für Staatsangehörige von 
Bulgarien und Rumänien weg. Der Bundesrat hat die 
Teilrevision der entsprechenden Verordnung verab-
schiedet. 

 

13.4.2016 

Die Schweiz und die EU haben zwei Abkommen für die Beteiligung der Schweiz an der zivilen 
Mission der EU für die Reform des Sicherheitssektors in Mali (EUCAP Sahel Mali) und an der 
Beratermission der EU zur Reform des zivilen Sicherheitssektors in der Ukraine (EUAM Ukra-
ine) unterzeichnet. 

4.3.2016 
Die Schweiz und die EU haben das Protokoll III zur Ausdehnung des Freizügigkeitsabkom-
mens auf Kroatien unterzeichnet. 

4.3.2016 

Der Bundesrat hat mehrere Gesetzesentwürfe für die 
Umsetzung der Verfassungsbestimmungen zur Zuwan-
derung verabschiedet. Er strebt weiter eine einver-
nehmliche Lösung mit der EU an. Da mit der EU noch 
keine Einigung erzielt werden konnte, schlägt er nun 
eine einseitige Schutzklausel vor. 

 

1.3.2016 
Die Vereinbarung mit der EU für die Beteiligung der Schweiz am Europäischen Unterstüt-
zungsbüro für Asylfragen (EASO) ist in Kraft getreten. 

28.2.2016 

Das Schweizer Volk und die Mehrheit der Kantone ha-
ben die eidgenössische Volksinitiative «Zur Durchset-
zung der Ausschaffung krimineller Ausländer (Durch-
setzungsinitiative)» mit 41,1% Ja zu 58,9% Nein abge-
lehnt. Die Stimmbeteiligung betrug 63,1%. 

 

17.2.2016 

Im Rahmen der Botschaft zur internationalen Zusam-
menarbeit hat der Bundesrat dem Parlament die Erneu-
erung des Bundesgesetzes über die Zusammenarbeit 
mit den Staaten Osteuropas zur Genehmigung unter-
breitet. 

 

25.1.2016 
Die Schweiz und die EU haben die Verhandlungen zur Verknüpfung ihrer Emissionshandels-
systeme abgeschlossen und das entsprechende Abkommen paraphiert. 

1.1.2016  
Die Niederlande haben von Luxem-
burg für sechs Monate die EU-Rats-
präsidentschaft übernommen. 
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2015 Schweiz EU 

18.12.2015 

Der Bundesrat hat im Zusammenhang mit der Umset-
zung von Artikel 121a zur Zuwanderung zusätzliche 
Massnahmen zur Bekämpfung der Missbräuche auf 
dem Arbeitsmarkt und zur Förderung der inländischen 
Fachkräfte beschlossen. 

 

4.12.2015 

Der Bundesrat hat unter Berücksichtigung der Ver-
nehmlassungsergebnisse zum Entwurf der neuen Aus-
ländergesetzgebung verschiedene Vorentscheide ge-
fällt: Mittels einer Schutzklausel will er die Zuwanderung 
von Personen steuern, die unter das Freizügigkeitsab-
kommen mit der EU fallen. Dabei strebt er eine einver-
nehmliche Lösung mit der EU an. Parallel zu den lau-
fenden Gesprächen mit der EU hat der Bundesrat das 
EJPD beauftragt, eine einseitige Schutzklausel auszu-
arbeiten, falls keine rechtzeitige Einigung mit der EU er-
zielt werden kann. 

 

14.10.2015 

Der Bundesrat hat die Binnenschifffahrtsverordnung 
(BSV) und die Verordnung über die Abgasemissionen 
von Schiffsmotoren (SAV) an die neue Sportboot-Richt-
linie der EU angepasst. Somit wird sichergestellt, dass 
Sportboote aus der EU ab 2016 in der Schweiz weiter-
hin im vereinfachten Verfahren zugelassen werden 
können. 

 

12.10.2015 

Unter der Leitung von Bundesrätin Doris Leuthard haben die Vertreter der Staaten des Luft-
raumblocks Zentraleuropa (FABEC) bei ihrem Treffen in Luxemburg eine Ministererklärung mit 
Massnahmen für eine sichere und effizientere Luftraumüberwachung in Zentraleuropa verab-
schiedet. 

18.9.2015 
Der Bundesrat hat entschieden, dass die Schweiz im 
Rahmen des Umverteilungsprogramms der EU 1500 
schutzbedürftige Personen aufnehmen wird. 

 

September 2015  

Der neue EU-Ansprechpartner der 
Schweiz in Brüssel heisst Claude 
Maerten. Er leitet als Nachfolger 
von Gianluca Grippa die Westeu-
ropa-Division im Europäischen Aus-
wärtigen Dienst (EAD). Grippa hat 
mit der Schweiz u.a. über die insti-
tutionellen Fragen verhandelt. 

12.8.2015 

Der Bundesrat hat eine Struktur für die Führung der Ge-
samtheit der Verhandlungen mit der Europäischen 
Union eingesetzt. Diese soll die Aussichten auf ein aus-
gewogenes und mit den schweizerischen Interessen 
übereinstimmendes Gesamtergebnis verbessern. 
Staatssekretär Jacques de Watteville ist als Chefunter-
händler dafür verantwortlich, in den Verhandlungen ein 
Gesamtergebnis zu erzielen, das den Zielsetzungen 
der bestehenden Mandate entspricht. 

 

1.7.2015  
Luxemburg hat von Lettland für 
sechs Monate die EU-Ratspräsi-
dentschaft übernommen. 
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24.6.2015 

Der Bundesrat hat das EDA beauftragt, während des 
Sommers 2015 eine neue Struktur in Bezug auf Ver-
handlungen mit der EU zu erarbeiten und einen Chef-
unterhändler vorzuschlagen. 

 

24.6.2015 

Der Bundesrat hat vom Ergebnis des Vernehmlas-
sungsverfahrens zur Weiterführung des Bundesgeset-
zes über die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteu-
ropas (BG Ost) Kenntnis genommen. Die entspre-
chende Botschaft soll dem Parlament spätestens bis 
Ende Februar 2016 überwiesen werden. 

 

5.6.2015 

Der Bundesrat ist mit zwei Botschaften ans Parlament 
gelangt. Die erste Vorlage betrifft das Übereinkommen 
des Europarats und der OECD über die Amtshilfe in 
Steuersachen. Die zweite Vorlage betrifft die Multilate-
rale Vereinbarung der zuständigen Behörden über den 
automatischen Informationsaustausch über Finanzkon-
ten. 

 

27.5.2015 
Der Bundesrat hat die Vernehmlassung zum Abkom-
men mit der EU über den automatischen Informations-
austausch (AIA) in Steuersachen eröffnet. 

 

19.3.2015 

Die Schweiz und die EU haben in Brüssel ein Abkommen zur Einführung des globalen Stan-
dards für den automatischen Informationsaustausch in Steuersachen paraphiert. Die Schweiz 
und die 28 EU-Länder beabsichtigen, ab 2017 Kontodaten zu erheben und ab 2018 auszutau-
schen, nachdem die nötigen Rechtsgrundlagen geschaffen wurden. 

13.3.2015 

Der Bundesrat will mit der EU die Beteiligung der 
Schweiz an der Prümer Zusammenarbeit aushandeln. 
Diese vereinfacht den Informationsaustausch zur Be-
kämpfung grenzüberschreitender Kriminalität zwischen 
den EU-Staaten. Der Bundesrat hat deshalb ein Mandat 
zu entsprechenden Verhandlungen mit der EU verab-
schiedet. 

 

13.3.2015 

Der Bundesrat hat eine Änderung der Verordnung über 
die Einführung des freien Personenverkehrs verab-
schiedet, die am 1. April 2015 in Kraft getreten ist. 
Staatsangehörige der EU und der EFTA, die in der 
Schweiz eine Stelle suchen, erhalten nur dann eine Auf-
enthaltsbewilligung, wenn sie über ausreichende finan-
zielle Mittel verfügen, um ihren Lebensunterhalt zu be-
streiten. 

 

11.2.2015 

Der Bundesrat hat verschiedene Entscheide zur Um-
setzung der neuen Verfassungsbestimmungen der 
Masseneinwanderungsinitiative getroffen. So eröffnete 
er die Vernehmlassung zum Entwurf zur neuen Auslän-
dergesetzgebung und fasste mehrere Beschlüsse zu 
einer besseren Ausschöpfung des inländischen Poten-
zials an Arbeitskräften. Zudem hat er das Mandat für 
Verhandlungen mit der EU über die Anpassung des Ab-
kommens zur Personenfreizügigkeit definitiv beschlos-
sen. 
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2.2.2015 

Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga hat in Brüs-
sel EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker zu 
einem Arbeitsgespräch getroffen. Im Zentrum des Tref-
fens standen die Beziehungen zwischen der Schweiz 
und der EU. Weiter traf die Bundespräsidentin auch den 
EU-Ratspräsidenten Donald Tusk und den Präsidenten 
des Europäischen Parlaments, Martin Schulz, für Ge-
spräche. 

 

1.1.2015  
Lettland hat von Italien für sechs 
Monate die EU-Ratspräsidentschaft 
übernommen. 

1.1.2015  

Litauen ist der Eurozone beigetre-
ten und wurde zum 19. EU-Mitglied, 
das den Euro als offizielle Währung 
eingeführt hat. 

2014 Schweiz EU 

11.12.2014 

Nach dem Ständerat hat sich auch der Nationalrat für 
einen Erweiterungsbeitrag an Kroatien ausgesprochen. 
Er genehmigte den Rahmenkredit von 45 Millionen 
Franken. 

 

7.12.2014 

Die Verpflichtungsperiode des Erweiterungsbeitrags für 
Bulgarien und Rumänien, die 2007 der EU beigetreten 
sind, ist zu Ende gegangen. Im Rahmen des autono-
men Erweiterungsbeitrags beteiligt sich die Schweiz an 
spezifischen Projekten in Rumänien und Bulgarien. 

 

5.12.2014 
Bundesrat Johann Schneider-Ammann hat in Brüssel mit Vertretern der EU das Abkommen 
zur Beteiligung der Schweiz an den europäischen Forschungsrahmenprogrammen unterzeich-
net. Es regelt bis Ende 2016 die Teilassoziierung der Schweiz an Horizon 2020. 

30.11.2014 

Das Schweizer Volk und alle Kantone haben die Eidge-
nössische Volksinitiative «Stopp der Überbevölkerung 
– zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen» 
(Ecopop) mit 74,1% Nein-Stimmen zu 25,9% Ja-Stim-
men abgelehnt. 
Die Stimmbeteiligung betrug 49,4%. 

 

22.10.2014 

Der Bundesrat hat ein Abkommen zur Teilassoziierung 
der Schweiz am EU-Forschungsrahmenprogramm Ho-
rizon 2020 genehmigt. Damit können sich Forschende 
aus der Schweiz bis am 31. Dezember 2016 an ver-
schiedenen Teilen von Horizon 2020 voll beteiligen und 
sich um Stipendien des Europäischen Forschungsrates 
bewerben. 

 

14.10.2014 
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf und Vertreter der 28 EU-Mitgliedstaaten haben in Lu-
xemburg eine gemeinsame Verständigung in Form eines «Joint Statement» zur Unterneh-
mensbesteuerung unterzeichnet. 

8.10.2014 
Definitives Mandat für Verhandlungen mit der EU über 
den automatischen Informationsaustausch (AIA) 

 

8.10.2014 
Der Bundesrat hat einen Mandatsentwurf zu Verhand-
lungen über das Personenfreizügigkeitsabkommen ver-
abschiedet. 
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19.9.2014 

Der Bundesrat entschied, die vorerst für das Jahr 2014 
eingerichtete Übergangslösung für das EU-Bildungs-
programm Erasmus+ in den kommenden zwei Jahren 
weiterzuführen, sofern die angestrebte Assoziierung 
der Schweiz an Erasmus+ nicht realisiert wird. So soll 
die Mobilität der Schweizer Programmteilnehmer si-
chergestellt werden. 

 

25.7.2014  

Ein von EU-Aussenkommissarin 
Catherine Ashton unterzeichneter 
Brief ist in Bern eingetroffen. Darin 
geben die EU-Kommission und die 
EU-Mitgliedstaaten Antwort auf die 
im Begehren der Schweiz vom 7. 
Juli um Anpassung des Personen-
freizügigkeitsabkommen (FZA) ge-
stellten Fragen. 

15.7.2014  

Das Europäische Parlament hat den 
Luxemburger Jean-Claude Juncker 
zum neuen Präsidenten der EU-
Kommission ernannt. Der Spitzen-
kandidat der Europäischen Volks-
partei (EVP) wurde mit 422 zu 250 
Stimmen bei 47 Enthaltungen ge-
wählt. 

4.7.2014 

Die Schweiz und die EU haben ein Abkommen zur Beteiligung der Schweiz an der European 
Union Border Assistance Mission in Libya (EUBAM Libya) unterzeichnet. Dieses Abkommen 
bildet die Grundlage für die Entsendung eines zivilen Schweizer Grenzschutzexperten nach 
Libyen. 

1.7.2014 
Die Delegationsleiter der Schweiz und der EU haben eine gemeinsame Verständigung über 
die Unternehmensbesteuerung paraphiert. Damit kommt eine fast zehn Jahre auf den Bezie-
hungen lastende Kontroverse zum Abschluss. 

20.6.2014 

Der Bundesrat hat das Konzept zur Umsetzung des 
neuen Verfassungsartikels zur Zuwanderung verab-
schiedet. Er hält darin fest, wie er die Höchstzahlen und 
Kontingente festlegen will, mit denen die Zuwanderung 
in die Schweiz ab Februar 2017 gesteuert wird. 

 

10.6.2014 
Unterzeichnung des Abkommens zur Beteiligung der Schweiz am Europäischen Unterstüt-
zungsbüro für Asylfragen (EASO). 

28.5.2014 

Der Bundesrat hat beschlossen, die vorübergehenden 
Einschränkungen für bulgarische und rumänische Ar-
beitskräfte um zwei Jahre zu verlängern. Der Inländer-
vorrang, die Kontingente sowie die Kontrolle der Ar-
beits- und Lohnbedingungen werden demnach bis am 
31. Mai 2016 aufrechterhalten. 

 

22.5.2014 

Die Verhandlungen zwischen der Schweiz und der Europäischen Union über ein institutionel-
les Abkommen haben begonnen. Mit dem angestrebten Abkommen will der Bundesrat den 
bilateralen Weg erneuern und stärken, um den Wohlstand und die Unabhängigkeit der Schweiz 
weiterhin zu garantieren. 
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30.4.2014 

Der Bundesrat hat eine Erklärung verabschiedet, wel-
che mehrere Massnahmen vorsieht. Unter anderem ge-
währt er Kroatinnen und Kroaten auf autonomer Grund-
lage separate Kontingente im Rahmen der Zulassung 
von Drittstaatsangehörigen zum Schweizer Arbeits-
markt. wird eine Lösung für die kontingentierte Zulas-
sung von kroatischen Bürgerinnen und Bürger zum 
Schweizer Arbeitsmarkt präsentiert. Weiter hat der Bun-
desrat den Erweiterungsbeitrag für Kroatien bestätigt. 

 

30.4.2014 

Der Bundesrat hat die Revision der Verordnung über 
die Einführung des freien Personenverkehrs (VEP) be-
schlossen und damit die Kontingente für die EU-17 und 
die EU-8 aufgehoben. Die Ventilklausel für Erwerbstä-
tige aus 25 EU-Ländern lief damit wie vorgesehen am 
30. April (EU-8) respektive am 31. Mai 2014 (EU-17) 
aus. Für Angehörige dieser Staaten gilt damit die volle 
Freizügigkeit. 

 

28.4.2014 
Die Schweiz und die Europäische Union haben das Abkommen zur Beteiligung der Schweiz 
an der European Union Training Mission in Mali (EUTM Mali) unterzeichnet. Auf Grundlage 
dieses Abkommens kann die Schweiz die EUTM Mali mit ziviler Expertise unterstützen. 

16.4.2014 
Der Bundesrat hat ein Verhandlungsmandat über die 
Teilnahme der Schweiz am EU-Programm Kultur 2014-
2020 verabschiedet. 

 

16.4.2014 
Der Bundesrat hat die Grundsätze einer Übergangslö-
sung für das Studentenaustauschprogramm Erasmus+ 
für das Jahr 2014 verabschiedet. 

 

15.4.2014  

Der Ministerrat hat die European 
Union Training Mission in Mali 
(EUTM Mali) um zwei Jahre verlän-
gert. 

26.3.2014 

Der Bundesrat hat der Unterzeichnung der Vereinba-
rung mit dem Europäischen Unterstützungsbüro für 
Asylfragen (EASO) zugestimmt und das Vernehmlas-
sungsverfahren eröffnet, das bis zum 3. Juli 2014 dau-
ert. 

 

24.3.2014  

Der Ministerrat hat die Revision der 
Richtlinie über die Zinsbesteuerung 
gutgeheissen. Es geht dabei um die 
Ausweitung des Anwendungsbe-
reichs unter anderem für eine bes-
sere Bekämpfung von Steuerbetrug 
und Steuermissbrauch. 

21.3.2014  

Der Europäische Rat hat den Be-
richt der Kommission über den 
Stand der Verhandlungen mit euro-
päischen Drittstaaten (Schweiz, 
Liechtenstein, Monaco, Andorra 
und San Marino) über die Besteue-
rung von Zinserträgen begrüsst. 
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7.3.2014 

Der Bundesrat hat das Staatssekretariat für Bildung, 
Forschung und Innovation (SBFI) respektive das Bun-
desamt für Kultur (BAK) mit der Erarbeitung von Über-
gangslösungen für die Programme Erasmus+, Horizon 
2020 und MEDIA beauftragt. 

 

26.2.2014  

Die EU-Kommission hat mitgeteilt, 
dass die Verhandlungen in den 
Dossiers Forschung («Horizon 
2020») und Bildung («Erasmus+») 
nicht fortgesetzt werden, bis die 
Schweiz das Protokoll III zur Erwei-
terung des Freizügigkeitsabkom-
mens auf Kroatien unterzeichnet 
hat. 

12.2.2014 
Der Bundesrat hat erste Beschlüsse zur Umsetzung der 
neuen Verfassungsbestimmung über die Zuwanderung 
gefasst. 

 

9.2.2014 

Das Schweizer Volk und die Mehrheit der Kantone ha-
ben die Eidgenössische Volksinitiative «Gegen Mas-
seneinwanderung» mit 50.3% Ja zu 49.7% Nein ange-
nommen. 
Die Stimmbeteiligung betrug 56.57%. 

 

17.1.2014 
Die Schweiz und die EU haben offiziell Verhandlungen 
über die Revision des Zinsbesteuerungsabkommens 
aufgenommen. 

 

15.1.2014 

Der Bundesrat hat weitere Massnahmen zur Miss-
brauchsbekämpfung im Zusammenhang mit der Perso-
nenfreizügigkeit beschlossen, unter anderem beim So-
zialhilfebezug. 

 

1.1.2014  
Griechenland hat von Litauen für 
sechs Monate die EU-Ratspräsi-
dentschaft übernommen. 

1.1.2014  

Lettland ist der Eurozone beigetre-
ten und wurde zum 18. EU-Mitglied, 
das den Euro als offizielle Währung 
eingeführt hat. 

2013 Schweiz EU 

13.12.2013 

Der Bundesrat hat das Kooperationsabkommen mit der 
EU zur Teilnahme der Schweiz an den europäischen 
Satellitennavigationsprogrammen Galileo und EGNOS 
genehmigt. 

 

25.11.2013 

An einer Medienkonferenz haben die drei Bundesräte 
Simonetta Sommaruga, Johann Schneider-Ammann 
und Didier Burkhalter sowie KdK-Präsident Pascal 
Broulis die ablehnende Haltung des Bundesrates zur 
Initiative «Gegen Masseneinwanderung», die am 9. 
Februar 2014 zur Abstimmung kommt, präsentiert. 
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23.10.2013 

Der Bundesrat hat die Botschaft zur Eidgenössischen 
Volksinitiative «Stopp der Überbevölkerung - zur Siche-
rung der natürlichen Lebensgrundlagen» (Ecopop) ver-
abschiedet. Er beantragt dem Parlament, die Initiative 
Volk und Ständen ohne Gegenentwurf zu unterbreiten, 
mit der Empfehlung, sie abzulehnen. 

 

13.9.2013 

Der Bundesrat hat die Verhandlungsmandate für die 
Fortsetzung der Schweizer Beteiligung an den Rah-
men- und Förderprogrammen der EU in den Bereichen 
Forschung und Innovation, Bildung, Jugend und Sport 
sowie Filmförderung (MEDIA) verabschiedet. 

 

1.7.2013  Kroatien tritt der EU bei. Die EU 
zählt nun 28 Mitgliedstaaten. 

1.7.2013  
Litauen übernimmt von Irland für 
sechs Monate die EU-Ratspräsi-
dentschaft. 

28.6.2013 
Die Schweiz und die EU paraphieren ein Abkommen zur Teilnahme am Unterstützungsbüro 
für Asylfragen (EASO) 

26.6.2013 

Der Bundesrat entscheidet hinsichtlich der institutionel-
len Fragen, eine mittelfristige Globalstrategie zu verfol-
gen und beauftragt das Eidgenössische Departement 
für auswärtige Angelegenheiten (EDA), einen Verhand-
lungsmandatsentwurf auszuarbeiten.  

 

1.6.2013 

Kontingentierung der Aufenthaltsbewilligung B für ein 
Jahr für Staatsangehörige der EU-17-Staaten (Belgien, 
Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Grie-
chenland, Grossbritannien, Irland, Italien, Luxemburg, 
Malta, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, 
Spanien und Zypern). 

 

17.5.2013 
In Brüssel unterzeichnen Bundesrat Johann N. Schneider-Ammann und der Vizepräsident der 
Europäischen Kommission und Wettbewerbskommissar Joaquín Almunia ein Wettbewerbsab-
kommen. 

14.5.2013  

Die EU-Kommission erhält vom EU-
Finanzministerrat ein Mandat, um 
mit der Schweiz Verhandlungen 
über die Zinsbesteuerung zu führen. 

1.5.2013 

Weiterführung der Ventilklausel für ein Jahr für Staats-
angehörige der EU-8-Staaten (Estland, Lettland, Li-
tauen, Polen, Tschechische Republik, Slowakei, Slowe-
nien und Ungarn) mit Aufenthaltsbewilligung B. 

 

29.1.2013 
In Brüssel findet ein Treffen zwischen Staatssekretär Yves Rossier und dem Exekutivdirektor 
des Europäischen Auswärtigen Diensts David O'Sullivan statt. Dabei wird hauptsächlich über 
die institutionellen Vorschläge der Schweiz diskutiert. 

1.1.2013  
Irland übernimmt von Zypern für 
sechs Monate die EU-Ratspräsi-
dentschaft. 
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2012 Schweiz EU 

21.12.2012  

Kommissionspräsident José Ma-
nuel Barroso sendet Bundespräsi-
dentin Eveline Widmer-Schlumpf 
ein Antwortschreiben zu den institu-
tionellen Vorschläge der Schweiz. 

20.12.2012  

Der Rat der EU verabschiedet die 
Schlussfolgerungen der EU-Länder 
über die Beziehungen zu den 
EFTA-Staaten, darunter  auch die-
jenigen zur Schweiz. 

19.11.2012 
Der Staatssekretär des Eidg. Departements für auswärtige Angelegenheiten EDA, Yves Ros-
sier, hat den Generalsekretär des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD), David O'Sul-
livan, getroffen. 

12.10.2012  

Das Nobelpreiskomitee hat den 
Friedensnobelpreis für das Jahr 
2012 an die Europäische Union ver-
liehen. 

10.10.2012 
Beginn der Verhandlungen im Hinblick auf die Beteiligung der Schengen-Assoziierten Staaten 
an der neuen IT-Agentur 

27.9.2012  
Inkrafttreten vom Vertrag zur Ein-
richtung des Europäischen Stabili-
tätsmechanismus (ESM) 

18.6.2012 
Der Bundesrat verabschiedet institutionelle Vorschläge 
und setzt die EU-Kommission in Kenntnis. 

 

15.6.2012 

Der Bundesrat verabschiedet Grundsätze für institutio-
nelle Lösungen zuhanden der EU. Diese Grundsätze 
stellen laut dem Bundesrat einen proaktiven und sub-
stanziellen Schritt zur Erneuerung des bilateralen We-
ges und Deblockierung der aktuellen Dossiers dar. Da-
mit sollen positive Voraussetzungen für zukünftige Ab-
kommen wie das Stromdossier geschaffen werden. Im 
Rahmen dessen könnten institutionelle Lösungen ge-
sucht werden, die auch für künftige Verträge im Bereich 
des Marktzuganges angewendet werden könnten. 

 

21.5.2012 
Beginn der Verhandlungen über die Teilnahme der Schweiz am Europäischen Unterstützungs-
büro für Asylfragen (EASO). 

25.4.2012 
Anlässlich seiner Europaklausur verabschiedet der 
Bundesrat Grundsätze für institutionelle Lösungen, die 
er in Konsultation setzt. 

 

18.4.2012 
Der Bundesrat ruft die im Freizügigkeitsabkommen 
Schweiz - EU vorgesehene Ventilklausel gegenüber 
den Staaten der EU-8 an. 

 



Chronologie der Beziehungen Schweiz–EU 
 

28/36 

 

 

17.4.2012  

EU-Steuerkommissar Algirdas 
Šemeta  erklärt, dass die Steuerab-
kommen, welche die Schweiz mit 
Grossbritannien und Deutschland 
ausgehandelt hat, «in voller Über-
einstimmung mit dem EU-Recht» 
stehen. 

20.3.2012 

Bundespräsidentin Eveline Widmer-Schlumpf und Bundesrat Didier Burkhalter führen in Brüs-
sel Arbeitsgespräche mit EU-Ratspräsident Herman van Rompuy, EU-Kommissionspräsident 
José Manuel Barroso und EU-Parlamentspräsident Martin Schulz. Es wird vereinbart, aktuelle 
Dossiers im Rahmen eines koordinierten und globalen Ansatzes voranzutreiben und Lösungen 
für institutionelle Fragen auszuarbeiten. 

16.3.2012 
Vertreter der Schweiz und der Europäischen Verteidigungsagentur EVA unterzeichnen in 
Brüssel eine nicht bindende Zusammenarbeitsvereinbarung. 

1.3.2012  
Am EU-Gipfel in Brüssel erhält Ser-
bien den Status eines Beitrittskandi-
daten. 

1.2.2012 

Der Bundesrat beschliesst, bei der Weiterführung und 
Weiterentwicklung des bilateralen Wegs einen gesamt-
heitlichen und koordinierten Ansatz weiterhin zu verfol-
gen. 

 

30.1.2012  

Am EU-Gipfel in Brüssel beschlies-
sen die EU-Staaten den Fiskalpakt. 
Er sieht eine strengere Haushalts-
disziplin vor. 

2011 Schweiz EU 

13.12.2011  

Die Justiz- und Innenminister der 
EU-Mitgliedstaaten beschliessen 
die Aufnahme des Fürstentums 
Liechtenstein in den Schengen-
Raum, die am 19. Dezember 2011 
feierlich vollzogen wird. 

9.12.2011  

Am EU-Gipfel unterzeichnet Kroa-
tien den Beitrittsvertrag zur Europä-
ischen Union. Nach der Ratifizie-
rung des Beitritts soll Kroatien ab 
Mitte 2013 das 28. Mitglied der EU 
werden. 

25.11.2011 

Die Schweiz und die EU nehmen Verhandlungen über das Kabotage-Recht auf. Dieses würde 
es Schweizer Fluggesellschaften ermöglichen, Flüge innerhalb eines einzelnen EU-Landes 
durchzuführen (zum Beispiel auf der Strecke Paris-Nizza). Fluggesellschaften aus dem EU-
Raum hätten dieselben Rechte bei Inlandflügen innerhalb der Schweiz. 

6.9.2011 
Auf Grund der Überbewertung des Schweizer Franken zum Euro, welche die Wirtschaft akut 
bedroht, fixiert die Schweizerische Nationalbank (SNB) eine Untergrenze des Wechselkurses 
von 1,20 CHF für 1 €. 

17.5.2011 
Die Schweiz und die EU unterzeichnen in Brüssel das bilaterale Abkommen über den Schutz 
geographischer Angaben von Agrarprodukten 

25.3.2011 Beginn der Verhandlungen über eine Zusammenarbeit der Wettbewerbsbehörden 



Chronologie der Beziehungen Schweiz–EU 
 

29/36 

 

 

8.3.2011 Beginn der Verhandlungen über eine Verknüpfung der CO2-Emissionshandelssysteme 

8.2.2011 

Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey erörtert in Brüssel mit den Präsidenten des Europäi-
schen Rates, der Europäischen Kommission und dem Europäischen Parlament, Herman Van 
Rompuy, José Manuel Barroso und Jerzy Buzek aktuelle bilaterale Themen. Mit EU-Kommis-
sionspräsident Barroso vereinbart sie, den gesamtheitlichen und koordinierten Ansatz zu ver-
tiefen und zu präzisieren. 

26.1.2011 
Der Bundesrat beschliesst, bei der Weiterführung und 
Weiterentwicklung des bilateralen Wegs einen gesamt-
heitlichen und koordinierten Ansatz zu verfolgen. 

 

2008–2010 Schweiz EU 

14.12.2010  Schlussfolgerungen des Rats der 
EU zum Verhältnis zur Schweiz 

1.12.2010  

Der Europäische Auswärtige Dienst 
(EAD), der die Hohe Vertreterin der 
Union für Aussen- und Sicherheits-
politik (Catherine Ashton) unter-
stützt, nimmt seine Tätigkeit auf. 

16.11.2010 
Vertreter der Schweiz und der Europäischen Verteidigungsagentur paraphieren in Brüssel eine 
Vereinbarung über eine verstärkte Zusammenarbeit. 

15.11.2010 
Die Mission der Schweiz bei der EU in Brüssel feiert ihr 
50-jähriges Bestehen. 

 

15.10.2010 Durchstich des Gotthard-Basistunnels.  

21.9.2010 
Beginn der Verhandlungen Schweiz-EU über eine Schweizer Beteiligung an den Satellitenna-
vigationsprogrammen Galileo und EGNOS. 

17.9.2010 
Der Bundesrat verabschiedet seinen Bericht zur Evalu-
ation der Europapolitik 2010. 

 

18.8.2010 

Der Bundesrat beschliesst an seiner Europaklausur, 
dass die Schweiz ihr Verhältnis zur EU weiterhin auf der 
Grundlage bilateraler sektorielle Abkommen gestalten 
soll. 

 

1.8.2010 Abkommen über die Teilnahme der Schweiz an MEDIA 2007 tritt in Kraft. 

19.7.2010 
Erstes Treffen zwischen Bundespräsidentin Doris Leuthard und EU-Ratspräsidentschaft Her-
man van Rompuy 

1.7.2010 
Neues Produktsicherheitsgesetz tritt in Kraft und bringt 
das Schutzniveau für technische Einrichtungen und Ge-
räte auf EU-Niveau . 

 

1.7.2010 
Neues Gesetz über die technischen Handelshemm-
nisse tritt in Kraft und führt Cassis-de-Dijon-Prinzip au-
tonom ein. 

 

29.6.2010  

Der Rat der EU verabschiedet sein 
Mandat für Verhandlungen über 
eine Schweizer Beteiligung an den 
Satellitennavigationsprogrammen 
Galileo und EGNOS 
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15.2.2010 Die Schweiz und die EU unterzeichnen in Brüssel das Bildungsabkommen 

1.1.2010 
Inkrafttreten des Schengen-Informationsaustauschge-
setzes (SIaG) 

 

1.1.2010 
Inkrafttreten der geänderten Entsendeverordnung 
(EntsV) 

 

21.12.2009 
Inkrafttreten Erweiterung und Anpassung des Abkommens über die gegenseitige Anerken-
nung von Konformitätsbewertungen mit der EU 

16.12.2009 

Der Bundesrat verabschiedet die Mandate für Verhand-
lungen über eine Zusammenarbeit mit der Europäi-
schen Verteidigungsagentur (EVA) sowie über die Ver-
knüpfung des schweizerischen Emissionshandelssys-
tems mit demjenigen der EU 

 

7.12.2009 
Erweiterungsbeitrag für Bulgarien und Rumänien vom 
Parlament genehmigt 

 

1.12.2009  Inkrafttreten des Vertrags von Lis-
sabon 

1.7.2009 
Vorläufige Anwendung des revidierten Abkommens über Zollerleichterungen und Zollsicher-
heit 

25.6.2009 Unterzeichnung des überarbeiteten Abkommens über Zollerleichterungen und Zollsicherheit 

1.6.2009 Inkrafttreten des Protokolls II zum Personenfreizügigkeitsabkommen 

17.5.2009 

Das Schweizer Volk nimmt den Bundesbeschluss vom 
13. Juni 2008 zur Einführung von elektronisch gespei-
cherten biometrischen Daten im Schweizer Pass und in 
Reisedokumenten für ausländische Personen (Weiter-
entwicklung des Schengen-Besitzstands) mit 50.1% zu 
49.9% an. Stimmbeteiligung 38% 

 

8.4.2009 
Vorzeitige Anwendung durch die Schweiz des Abkom-
mens über die Betrugsbekämpfung 

 

13.3.2009 
Der Bundesrat verabschiedet das Mandat für Verhand-
lungen über eine Schweizer Beteiligung an den Satelli-
tennavigations-Programmen Galileo und EGNOS 

 

8.2.2009 

Das Schweizer Volk nimmt die Weiterführung und Aus-
dehnung auf Bulgarien und Rumänien des Personen-
freizügigkeitsabkommens mit 59.6% Ja zu 40.4% Nein 
an. Stimmbeteiligung 50.9% 

 

1.1.2009  

Die Slowakei tritt der Eurozone bei. 
Die Wirtschafts- und Währungs-
union (WWU) zählt nun 16 Teilneh-
merländer. 

12.12.2008 
Beginn der operativen Zusammenarbeit der Schweiz und der EU 
im Rahmen der Sicherheits-, Visum- und Asylzusammenarbeit 
von Schengen und Dublin 

4.11.2008 Verhandlungsbeginn im Agrar- und Gesundheitsbereich 
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17.10.2008 

Das Referendum gegen den Bundesbeschluss über die 
Genehmigung und die Umsetzung des Notenaus-
tauschs zwischen der Schweiz und der EG betreffend 
die Übernahme der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 
über biometrische Pässe und Reisedokumente (Weiter-
entwicklung des Schengen-Besitzstands) ist mit 63'733 
gültigen Unterschriften zu Stande gekommen. 

 

6.10.2008 
Das Referendum gegen die Weiterführung und Aus-
dehnung der Personenfreizügigkeit ist mit 51'348 gülti-
gen Unterschriften zu Stande gekommen. 

 

14.8.2008 Anschluss an SIS  

25.6.2008 
Unterzeichnung der politischen Absichtserklärung bezüglich Erweiterungsbeitrag für Bulgarien 
und Rumänien 

27.5.2008 
Unterzeichnung des Protokolls II 
(Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens 
auf Bulgarien und Rumänien) 

9.4.2008 Verhandlungsbeginn zum Bildungsabkommen 

1.3.2008 Formelles Inkrafttreten des Schengen/Dublin-Abkommens 

1.1.2008  

Slowenien, Malta und Zypern treten 
der Eurozone bei. Die Wirtschafts- 
und Währungsunion (WWU) zählt 
nun 15 Teilnehmerländer. 

2004–2007 Schweiz EU 

21.12.2007  

Ausweitung des Schengenraumes 
auf neun weitere Länder (Polen, Un-
garn, Slowakei, Tschechien, Slowe-
nien, Estland, Lettland, Littauen, 
Malta). 

20.12.2007 Unterzeichnung der 10 bilateralen Rahmenabkommen Erweiterungsbeitrag in Bern 

13.12.2007  

Die Staats- und Regierungschefs 
der 27 EU-Mitgliedstaaten unter-
zeichnen den Reformvertrag (Ver-
trag von Lissabon) in Lissabon. 

8.11.2007 Verhandlungsbeginn im Strombereich 

11.10.2007 Unterzeichnung in Brüssel der Erneuerung des MEDIA-Abkommens 

10.7.2007 
Verhandlungsbeginn über die Ausdehnung des Personenfreizügigkeitsabkommens auf Rumä-
nien und Bulgarien. 

25.6.2007 
Die Schweiz und die EU unterzeichnen das Abkommen, welches die integrale Teilnahme der 
Schweiz an den 7. Forschungs-rahmenprogrammen regelt. Das erneuerte Abkommen wird 
rückwirkend auf den 1. Januar 2007 angewandt. 

1.6.2007 
Personenfreizügigkeit: Die Kontingente für EU-15-Bür-
gerInnen werden aufgehoben. 

 

1.1.2007 Inkrafttreten des Statistik-Abkommens 
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1.1.2007  
Bulgarien und Rumänien treten der 
EU bei. Die EU zählt nun 27 Mit-
gliedstaaten. 

26.11.2006 

Das Schweizer Volk nimmt das Bundesgesetz über die 
Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas mit 
53,4% Ja zu 46,6% Nein an. Die Stimmbeteiligung be-
trägt 44,3%. 

 

1.4.2006 Inkrafttreten des MEDIA-Abkommens 

1.4.2006 Inkrafttreten des Abkommens über die Umwelt 

1.4.2006 
Inkrafttreten der Ausdehnung der Personenfreizügigkeit sowie der Revision der flankierenden 
Massnahmen 

24.3.2006 

Das Parlament nimmt das Bundesgesetz über die Zu-
sammenarbeit mit den Staaten Osteuropas an, das die 
Rechtsgrundlage für einen Beitrag an die zehn neuen 
EU-Staaten (Erweiterungs- oder Kohäsionsbeitrag) ist. 

 

27.2.2006 
Die Schweiz und die EU unterzeichnen in Brüssel das Memorandum of Understanding über 
den Schweizer Beitrag an die erweiterte EU. 

26.10.2005  
Der Bundesrat gibt sein Einverständnis für die Eröff-
nung einer Vertretung der Europäischen Kommission in 
Bern. 

 

25.9.2005  

Das Schweizer Volk nimmt die Ausdehnung des Perso-
nenfreizügigkeitsabkommens und die Revision der flan-
kierenden Massnahmen mit 56% Ja zu 44% Nein an. 
Stimmbeteiligung 53.8% 

 

1.7.2005 Inkrafttreten des Abkommens über die Zinsbesteuerung 

5.6.2005  
Das Schweizer Volk nimmt die Teilnahme der Schweiz 
an Schengen/Dublin mit 54.6% Ja zu 45.4% Nein an. 
Stimmbeteiligung 56.0% 

 

31.5.2005 Inkrafttreten des Abkommens über die Ruhegehälter 

22.4.2005 

Das Referendum gegen den Bundesbeschluss über die 
Ausdehnung der Personenfreizügigkeit und die Revi-
sion der flankierenden Massnahmen ist mit 92’901 gül-
tigen Unterschriften zu Stande gekommen. 

 

6.4.2005  
Das Referendum gegen die Assoziierung der Schweiz 
an Schengen und Dublin ist mit 86’732 gültigen Unter-
schriften zu Stande gekommen. 

 

30.3.2005 Inkrafttreten des Abkommens über landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte 

17.12.2004 

Die eidgenössischen Räte genehmigen die bilateralen 
Abkommen II sowie die Ausdehnung des Freizügig-
keitsabkommens und die Revision der flankierenden 
Massnahmen. 

 

29.10.2004  
Die Staatschefs der 25 EU-Mitglied-
staaten unterzeichnen den Verfas-
sungsvertrag in Rom. 
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26.10.2004 
Die Schweiz und die EU unterzeichnen in Luxemburg die bilateralen Abkommen II sowie das 
Protokoll zur Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf die neuen EU-Staaten. 

1.10.2004 
Der Bundesrat verabschiedet die Botschaft zu den bila-
teralen Abkommen II. 

 

25.6.2004 Die Schweiz und die EU paraphieren in Brüssel die bilateralen Abkommen II. 

19.5.2004 
Gipfeltreffen in Brüssel: die Schweiz und die EU erzielen 
eine politische Einigung bei den Bilateralen II , bei der Ausdehnung der Personenfreizügigkeit 
sowie bei weiteren bilateralen Fragen 

1.5.2004 

Ausdehnung der bilateralen Abkommen I auf die zehn 
neuen EU-Mitgliedstaaten, mit Ausnahme des Perso-
nenfreizügigkeitsabkommens, dessen Ausdehnung 
Gegenstand neuer Verhandlungen ist. 

Die EU erweitert sich um zehn neue 
Staaten (Estland, Lettland, Litauen, 
Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, 
Tschechien, Ungarn und Zypern). 

1994–2003 Schweiz EU 

16.7.2003 
Verhandlungsbeginn über die Ausdehnung des Personenfreizügigkeitsabkommens 
auf die zehn neuen EU-Mitgliedstaaten 

17.6.2002 

Die Schweiz und die EU eröffnen in sechs weiteren Bereichen neue bilaterale Verhandlungen: 
Zinsbesteuerung, Schengen/Dublin, Dienstleistungen, MEDIA, Bildung/Berufsbildung/Jugend 
sowie Ruhegehälter pensionierter EU-Beamter. Damit laufen die bilateralen Verhandlungen II 
in insgesamt zehn Dossiers. 

1.6.2002 Inkrafttreten der bilateralen Abkommen I 

1.6.2002 
Inkrafttreten der flankierenden Massnahmen zur Perso-
nenfreizügigkeit 

 

1.1.2002  
Der Euro ersetzt die nationalen 
Währungen in zwölf Mitgliedstaa-
ten. 

5.7.2001 
Die Schweiz und die EU eröffnen neue bilaterale Verhandlungen zu folgenden Themen: Be-
trugsbekämpfung, verarbeitete Landwirtschaftsprodukte, Umwelt, Statistik. 

4.3.2001 

Abstimmung über die Volksinitiative "Ja zu Europa!". 
Diese wird mit 77% Nein zu 23% Ja und von allen Kan-
tonen abgelehnt. 
Stimmbeteiligung: 55.1% 

 

21.5.2000 
Das Schweizer Volk nimmt die sieben bilateralen Ab-
kommen I mit 67.2 % Ja zu 32.8 % Nein an. Stimmbe-
teiligung: 48 % 

 

16.2.2000 

Das Referendum gegen den Bundesbeschluss über die 
Genehmigung der bilateralen Abkommen I ist formell 
zustandegekommen. Bei der Bundeskanzlei wurden 
66'733 gültige Unterschriften eingereicht. 

 

8.10.1999 

Der Bundesbeschluss zur Genehmigung der sieben 
Abkommen mit der EU wird im Nationalrat mit 183 zu 
11 Stimmen gutgeheissen, im Ständerat mit 45 Ja-Stim-
men (ohne Gegenstimmen). 

 

21.6.1999 Unterzeichnung der bilateralen Abkommen I in Luxemburg 
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28.4.1999 
An seiner Sitzung vom 28. April 1999 verabschiedet der 
Bundesrat seine Botschaft zur Genehmigung der bila-
teralen Abkommen I zuhanden des Parlaments. 

 

27.1.1999 

Der Bundesrat verabschiedet die Botschaft zur Volks-
initiative "Ja zu Europa!". Die Landesregierung stellt der 
Initiative einen indirekten Gegenvorschlag in der Form 
eines einfachen Bundesbeschlusses gegenüber. 

 

11.12.1998 Politische Einigung in den bilateralen Verhandlungen I in Wien 

27.9.1998 

Das Schweizer Volk nimmt das Gesetz über die Leis-
tungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA) mit 
57.2% Ja zu 42.8% Nein an. 
Stimmbeteiligung: 51.8% 

 

 

9.6.1997 Das Komitee "Geboren am 7. Dezember 1992" 
zieht die Initiative "Für unsere Zukunft im Herzen 
Europas" zurück. 

 

   

8.6.1997 Abstimmung über die Volksinitiative der 
Lega/Schweizer Demokraten "EU-Beitrittsver-
handlungen vors Volk!". Die Initiative wird mit 73.9 
% Nein zu 26.1 % Ja und von allen Kantonen ab-
gelehnt. 
Stimmbeteiligung: 35.4% 

 

30.7.1996 Die Bewegungen "Geboren am 7. Dezember 
1992", "Renaissance Suisse Europe", "Junge Eu-
ropäische Föderalistinnen und Föderalisten 
Schweiz", "Aktion Europa Dialog" und "Europäi-
sche Bewegung Schweiz" reichen die Initiative "Ja 
zu Europa!" mit 106’442 gültige Unterschriften ein. 

 

23.8.1995 In seiner Botschaft zu den Volksinitiativen "EU-Bei-
trittsverhandlungen vors Volk!" und "Für unsere 
Zukunft im Herzen Europas" empfiehlt der Bundes-
rat beide Initiativen ohne Gegenvorschlag zur Ab-
lehnung. 

 

 

 

12.12.1994 Die Schweiz und die EU eröffnen in Brüssel die Verhandlungen zu den bilateralen Abkom-
men I. 

31.10.1994 
 

Der EU-Rat beschliesst die Man-
date für fünf Verhandlungsberei-
che (freier Personenverkehr, 
Forschung, landwirtschaftliche 
Produkte, technische Handels-
hemmnisse, öffentliches Be-
schaffungswesen). 

16./17.5.1994 
 

Der EU-Rat bestimmt, dass die 
Schweiz die Umsetzung der Al-
peninitiative klären muss, bevor 
die EU ihr Mandat im Strassen-
verkehr festlegen kann. 
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1951–1993 Schweiz EU 

8./9.11.1993 
 

Der EU-Rat beschliesst die Auf-
nahme von Verhandlungen in 
vier Bereichen (Strassenver-
kehr; freier Personenverkehr; 
Forschung; freier Marktzugang 
für landwirtschaftliche Produkte) 
und soweit als möglich in zwei 
weiteren Bereichen (technische 
Handelshemmnisse; öffentliches 
Beschaffungswesen), die Vorbe-
reitung der Verhandlungsman-
date durch die Kommission, 
- das Prinzip des Parallelismus: 
Die verschiedenen Dossiers sol-
len zusammen verhandelt und 
abgeschlossen werden. Sie kön-
nen auch nur zusammen gelten. 

3.9.1993 Das Komitee "Geboren am 7. Dezember 1992" 
reicht die Volksinitiative „Für unsere Zukunft im 
Herzen Europas“ ein. (110'703 gültige Unterschrif-
ten). 

 

5.2.1993 Vorschlag an die EU zur Eröffnung von Verhand-
lungen in 15 Bereichen. Davon sind folgende an 
das Freihandelsabkommen von 1972 gekoppelt: 
o Ursprungsregeln 
o passiver Textilveredelungs-verkehr 
o verarbeitete Landwirtschaftsprodukte 
o technische Handelshemmnisse (TBT) 
o öffentliches Beschaffungswesen (im Rahmen 

der WTO/GATT-Regelungen) 
o Produktehaftung 
o Tierschutzbestimmungen 
o Pflanzenschutzbestimmungen 
o geistiges Eigentum (v.a. Schutz geographi-

scher Bezeichnungen und Herkunftsbezeich-
nungen) 

Nicht an das Freihandelsabkommen von 1972 ge-
koppelt sind: 
o Luftverkehr 
o Strassenverkehr 
o Forschung 
o Audiovisuelle Programme 
o MEDIA 
o Statistik 
o Erziehung/Bildung/Jugend 

 

13.1.1993 Der Bundesrat erklärt, dass die Schweiz bis auf 
weiteres auf die Eröffnung der Beitrittsverhandlun-
gen zur Europäischen Gemeinschaft verzichtet. 

 

1.1.1993 Inkrafttreten des Versicherungsabkommens 

6.12.1992 Das Schweizervolk lehnt einen Beitritt zum Euro-
päischen Wirtschaftsraum (EWR) mit 50.3% Nein 
zu 49.7% Ja ab. 
Stimmbeteiligung: 79% 
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26.5.1992 Die Schweiz stellt ein Gesuch um die Aufnahme 
von Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen 
Gemeinschaft. 

 

10.10.1989 Die Schweiz und die EG unterzeichnen das Versicherungsabkommen 

1989 
 

Um Konkurrenznachteile für ihre 
Unternehmen zu verhindern be-
ginnen die EFTA-Staaten die 
Verhandlungen mit der EU über 
einen einheitlichen Europäi-
schen Wirtschaftsraum (EWR). 

3.12.1972 Das Schweizer Volk stimmt dem Freihandelsab-
kommen Schweiz-EWG (FHA) mit 72.5% Ja zu 
27.5% Nein klar zu.Stimmbeteiligung: 52.9% 

 

1961 Die Schweiz deponiert das Assoziationsgesuch 
bei der EWG. 

 

25.3.1957  Frankreich, Belgien, Nieder-
lande, Luxemburg, Italien und 
Bundesrepublik Deutschland 
gründen die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) und 
die Europäische Atomgemein-
schaft (Euratom). 
EGKS, EWG und Euratom bil-
den die Europäischen Gemein-
schaften (EG). 

18.4.1951  Frankreich, Belgien, Nieder-
lande, Luxemburg, Italien und 
Bundesrepublik Deutschland 
gründen die Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


